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Karl Dietrich Bracher

Ende des bürgerlichen Zeitalters?

Betrachtungen zur antibürgerlichen Welle der Zwischenkriegszeit

Mit Erstaunen registriert der Zeitgenosse, der 
auf die großen Umwälzungen von sechs Jahr-
zehnten zurückblickt, in welchem Maße Be-
griffe und Prognosen der gegenwärtigen Ge- 
sellschafts- und Demokratie-Kritik, bis hin zur 
Verkündung einer geschichtlichen Wende 
und eines künftig „sozialistischen“ Zeitalters, 
der Aufguß älterer Formeln in wenig neuem 
Gewände sind. Die Fortdauer oder Wiederauf-
nahme von Theorien und Thesen aus der Zeit 
nach dem Ersten Weltkrieg, die inmitten der 
tiefen Brüche unserer Zeitgeschichte eine be-
merkenswerte Kontinuität beweisen, tritt vor 
allem auch in den antibürgerlichen Parolen 
der heutigen Gesellschafts- und Kulturkritik 
hervor, mag diese, verschlüsselt in eine mo-

disch komplizierte Terminologie, sich noch so 
neuwertig gerieren: Von der Kritischen Theo-
rie zum Neo-Marxismus begegnen uns Er-
scheinungen aus den zwanziger und dreißiger 
Jahren. Auch was daran verändert ist — der 
Blick auf die Problematik der Dritten Welt 
zumal — wird zumeist mit den alten Formeln 
der Parlamentarismus- und Kapitalismuskritik 
in ein ideologisches Prokrustesbett gezwängt. 
Zum dritten oder vierten Mal — nach 1918, 
1933 und 1945 — findet das Ende des bürger-
lichen Zeitalters statt: von der Neuen Linken 
zwecks Anpassung mar

1

xistischer Prognostik 
mit dem Untergangsverdikt „spätbürgerlich" 
oder „spätkapitalistisch“ belegt, das ebenfalls 
alles andere als neu ist ).

In den gesellschaftlichen Konflikten und Um-
schichtungen nach dem Ersten Weltkrieg, die 
sich schon vor der Wende zum 20. Jahrhun-
dert machtvoll angekündigt hatten, spielt die 
Parole von der Krise und dem Ende des bür-
gerlichen Zeitalters eine zentrale Rolle. Als 
Stichwort besitzt es dieselbe Bedeutung wie 
das Wort von der Krise und dem Ende des 
Kapitalismus im Bereich der Wirtschaft, wenn 
die beiden nicht sogar geradezu gleichgesetzt 
werden. Das Bürgerliche war eine durch und 
durch europäische Sache, es bezeichnete den 
Durchbruch und die weltbedeutende Leistung 
des modernen Europa. Aber nun hieß es, die 
Zeit des Bürgertums sei in der Selbstzerflei-
schung des Weltkrieges vergangen, abgelöst 
von neuen Kräften und Schichten, vor allem 
von der Arbeiterschaft und den neuen Ange-
stellten oder vom „neuen Nationalismus" der 
Kriegsgeneration und der Jugendbewegung. 
Nicht nur die Marxisten und Sozialisten, son-
dern auch ein Großteil der bürgerlich-
nationalen und besonders der radikal nationa-
listischen und antidemokratischen Schriftstel-
ler und Propagandisten der Zeit nach dem Er-

I. Die antibürgerliche Erwartung

sten Weltkrieg haben die großen Veränderun-
gen in Gesellschaft und Staat vor allem auf 
diese Formel gebracht: Ende des bürgerlichen 
Zeitalters, Durchbruch des „Proletariats“ (Le-
nin) oder des „Arbeiters" (Ernst Jünger).
Es ist aber bezeichnend, daß die Begriffe 
meist in einer zwielichtigen Allgemeinheit 
verblieben. In Wahrheit kann von einem Un-
tergang des Bürgertums bis zum heutigen 
Tage nicht gesprochen werden, und auch

1) Daß die kritische Welle des letzten Jahrzehnts 
eher ein Restaurationsphänomen ist, zeigt die Über-
flutung des Taschenbuchmarkts mit großenteils 
älterer Linksliteratur, die als völlig neue „Wissen-
schaft" glorifiziert wird, obwohl sie die Kämpfe der 
zwanziger Jahre austrägt. Auch bei Parolen wie 
„Spätbürgertum“ und „Spätkapitalismus" handelt 
es sich um ältere Begriffe, die schon seit Ende des 
19. Jahrhunderts polemisch verwendet wurden, und 
zwar besonders auch in der „rechten“ Kritik bis hin 
zur Konservativen Revolution: Beispiel für die Offi- 
nität von rechter und linker Systemkritik. So spricht 
die „Tat" 1930 vom „Todeskampf des Spätkapita-
lismus“, macht die Neue Linke Anleihen bei Carl 
Schmitt. Das gilt nicht nur für die „kritische Theo-
rie“, deren jüngere Vertreter gleichwohl den älte-
ren Frontstellungen verhaftet sind. Besonders platt 
die neomarxistische Gleichsetzung von bürgerlich 
und faschistisch z. B. Bei Reinhard Kühn/, Formen 
bürgerlicher Herrschaft, Liberalismus, Faschismus, 
Hamburg 1974. Vgl. auch K. D. Bracher, Schlüssel-
wörter in der Geschichte, Düsseldorf, 1978, S. 75 ff. 



kaum von einem Ende seiner bestimmenden 
Rolle in den nichtkommunistischen Staaten; 
selbst unter der so betont neuen Gesellschaft 
des Kommunismus glaubt man einen Prozeß 
der Verbürgerlichung nun auch der proletari-
schen Schichten beobachten zu können. Das 
ist eine Frage der soziologischen und psycho-
logischen Maßstäbe, die man verwendet; je-
denfalls ist die Diagnose einer Krise des Bür-
gertums nur dann brauchbar, wenn sie auf ei-
ner differenzierteren Bestimmung als der mar-
xistischen oder der faschistischen beruht. Es 
zeigt sich bei genauerer Betrachtung, daß 
eine soziale Schicht, eine wirtschaftliche Ak-
tivität, eine politische Form, eine geistig-
psychische Einstellung oder eine moralische 
Haltung gemeint sein kann, wenn von „dem 
Bürgertum" gesprochen wird, und so eng die-
se Bedeutungen Zusammenhängen mögen, so 
verschieden ist doch der zeitgeschichtliche 
Befund.

Schrille Stimmen von links wie von rechts 
künden schon im „bürgerlichen 19. Jahrhun-
dert" selbst das Ende an, andere sehen dann 
Oktoberrevolution und Nachkrieg, Inflation 
und Wirtschaftskrise, Faschismus und Natio-
nalsozialismus, schließlich die Zerstörung und 
Zerteilung Europas, die weltweite Ausbrei-
tung des Kommunismus und die Emanzipation 
der Dritten Welt jeweils als Datum des Unter-
gangs. Im Rückblick tritt aber eher das Ge-
genteil hervor, nämlich ein dramatisches Auf 
und Ab von antibürgerlichen Bewegungen 
und "Perioden, zugleich immer wieder der 
Vorgang der „Verbürgerlichung" bislang 
nichtbürgerlicher Schichten und Haltungen. 
Auch ist die Beobachtung nicht unbegründet, 
daß am Ende europäischer Weltherrschaft ei-
ner Verwestlichung der Welt die zunehmende 
Verbreitung und Durchsetzung bürgerlicher 
Einstellungen und Strukturen entspricht. Dies 
gilt ebenso für die innergesellschaftliche Ent-
wicklung. Das Verhältnis von Arbeiterklasse 
und Mittelschichten hat sich seit der Jahr-
hundertwende in den westlichen Industrie-
staaten kaum verändert, in Deutschland sogar 
eher entschärft. Entgegen den marxistischen 
Erwartungen hat es jedenfalls gerade nicht 
einer allgemeinen Proletarisierung Platz ge-
macht, sondern wirkt umgekehrt auf die Er-
öffnung neuer Aufstiegschancen für Unter-
schichten hin. Formen, Maßstäbe, Ideale bür-
gerlicher Kultur sind geblieben, auch wo 
Klassenkonflikte und soziale Verschiebungen 
stattfanden.

Das trifft gerade auch für die Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg zu. Der Aufstieg des Sozia-
lismus und der Arbeiterbewegung vor diesem 
Krieg und durch ihn mündete nicht einfach in 

eine Erweiterung der tiefen Kluft zwischen 
den Klassen, sondern in Versuche zu ihrer 
Überbrückung, zu Kompromiß und Koopera-
tion im Rahmen einer sozial ausgestalteten, 
aber nicht sozialistischen, sondern liberal- 
parlamentarischen Demokratie „bürgerlicher" 
Tradition. Der Krieg selbst hatte sozial und 
national eher integrierend gewirkt, die Nach-
kriegsentwicklung führte überall außer in 
Rußland zu Formen (oder doch Versuchen) 
der Beteiligung oder Koalition liberaler und 
sozialistischer Parteien im parlamentsdemo-
kratischen Verfassungsstaat. Oft kam die bür-
gerlich-liberale Bewegung selbst erst in die-
sem Augenblick politisch zum Zuge, wie in 
Deutschland 1918; das bürgerliche Zeitalter 
erreichte hier politisch erst seinen vollen 
Durchbruch. In der Tat bestand das Funda-
ment der Weimarer Republik aus einem 
Grundkompromiß der drei Lager: Sozialismus 
— Liberalismus — politischer Katholizismus, 
die sämtlich jetzt erst in die politische Füh-
rung gelangten. Statt der revolutionären Um-
wandlung einigte man sich aüf das allgemei-
ne Wahlrecht, auf die Autonomie der Tarif- 
Partner, auf soziale, liberale und kulturelle 
Garantien.

Diese Kompromißstruktur der modernen De-
mokratie, ihre Rechtsstaatlichkeit, ihr parla-
mentarischer und pluralistischer Charakter 
bezeichnen auch das Wesen der gesellschaftli-
chen Umschichtung und ihre Grenzen. Man 
hat lauthals die „Zähmung" des Sozialismus 
in der Nachkriegsentwicklung kritisiert, die 
den Endzeit-Erwartungen der bolschewisti-
schen Revolutionäre so prinzipiell und exi-
stenziell widersprach, sie zur Ausnahme statt 
zur geschichtlichen Notwendigkeit machte. 
Der angebliche Verrat des „Revisionismus" 
an der Revolution war aber nichts anderes als 
die Anerkennung der Tatsache, daß die Mög-
lichkeiten sozialer Veränderung und sozialen 
Aufstiegs auch innerhalb der „bürgerlichen" 
Demokratie geschaffen werden konnten — 
und unter weniger Risiko und Opfern als auf 
dem Wege blutiger Revolution und Unter-
drückung. Es zeigte sich jetzt, daß der west-
europäische Sozialismus sich von Anfang an 
die „bürgerlichen" Ideale der Menschenrechte 
angeeignet und an ihnen festgehalten hat, 
auch als in seine ideologische Programmatik 
die marxistische Revolutionsdoktrin übernom-
men wurde, die ja ihrerseits alles andere als 
eindeutig war.

Wie die Sozialdemokraten in Deutschland 
und die Labour Party in England standen die 
meisten sozialistischen Parteien mehrheitlich 
hinter dem Kompromiß, der die Massen der 
Arbeiterschaft in den Staat integrieren wollte 



oder sollte. Die sozialen Konsequenzen waren 
in diesem Demokratiemodell schon enthalten: 
Es ging um einen möglichst praktikablen Aus-
gleich der verschiedenen Interessen in der 
Gesellschaft, um die weiteren sozialen und 
staatlichen Modifikationen des kapitalisti-
schen Wirtschaftslebens, die ohnehin im 
Gang waren, und um eine friedliche Alterna-
tive zu den fortschreitend grausamen Formen 
der bolschewistischen Revolution, die den Li-
beralen und Sozialdemokraten gleichermaßen 
ein Greuel waren und die Kompromißbereit-
schaft zumal auf bürgerlicher Seite verstärk-
ten. So kam es zu lange geforderten „Errun-
genschaften", die den kommunistischen Argu-
menten viel von ihrer Wirkung nahmen: 
Achtstundentag, Arbeitslosenunterstützung 
und soziale Sicherung, Streikrecht und Tarif-
autonomie, volle politische Gleichheit und 
Abbau der sozialen Privilegien. Der Machtzu-
wachs der Gewerkschaften war besonders au-
genfällig; von der „Wirtschaft" oft beklagt, 
machte er diese Arbeiterorganisationen aber 
zu einer starken Stütze des demokratischen 
Staates, zum Garanten des politischen und so-
zialen Friedens im Rahmen der Verfassung — 
im Grunde zur stärksten Sicherung der demo-
kratischen Formen und Regeln gegen eine Re-
volution. Das galt auch für eine neue Demo-
kratie wie die deutsche, wo Gewerkschaften 
ebenso zur Abwehr des rechtsradikalen Kapp- 
Putsches (1920) beitrugen wie zum Scheitern 
der kommunistischen Umsturzversuche dieser 
Jahre; erst die Schwächung durch Massenar-
beitslosigkeit machte sie hilflos vor der tota-
litären Überwältigung von 1933.
Freilich erwiesen sich manche der Erwartun-
gen, die an die reformistischen Fortschritte 
der Gewerkschaftsbewegung geknüpft wur-
den, noch als verfrüht oder gar illusionär. 
Große Kraftproben wie der englische General-
streik von 1926 endeten mit gewerkschaftli-
chen Mißerfolgen, und' seit 1929 brachte 
die Weltwirtschaftskrise eine Krise des ge-
sellschaftlichen Fundamentalkompromisses 
selbst, auf dem die westlichen Demokratien 
beruhten. Im Auf und Ab der Einschätzungen 
und der Parolen drängte nun scheinbar ein 
neues antibürgerliches Zeitalter zum Durch-
bruch, freilich nicht mehr allein mit der Per-

spektive einer sozialistischen Revolution, 
sondern wie schon in den Krisenjahren 1920 
und 1923, unter dem Ansturm von links und 
rechts zugleich, im Zeichen einer drohenden 
totalitären Diktatur. Auch diese Periode dra-
matisiert den antibürgerlichen Akzent jedoch 
mehr als daß sie ihn realisiert: Das Maß der 
sozialen Umschichtungen unter faschistischer 
und nationalsozialistischer Herrschaft ent-
spricht eher den allgemeinen Tendenzen der 
technisch-ökonomischen und zivilisatorischen 
Entwicklung als klassen- und schichtspezifi-
schen Ansprüchen der neuen Regime; die 
Klassenkampfpolitik in der Sowjetunion wirk-
te auch hier abschreckend. Hitlers „soziale 
Revolution" ist wie die Mussolinis in der Tat 
mehr politischer, technisch-ökonomischer und 
ideologischer als sozialer Natur. Ihre Folgen 
freilich: Zerstörungen, Massen-Liquidationen 
und -Vertreibungen, deutsche und europä-
ische Teilung, tragen zu einer weiter fortwir-
kenden gesellschaftlichen Umwälzung bei, 
wenn auch nicht im beabsichtigten Sinne.
Doch führt der Kampf gegen den Totalitaris-
mus zugleich zu Reaktionen gegen seine „an-
tibürgerlichen" Züge, gegen die erschrecken-
de Perversion und Manipulation bürgerlicher 
Ideale, bürgerlicher Tugenden. Es kommt 1945 
nicht ein sozialistisches Zeitalter, nicht jenes 
oft geweissagte Ende der bürgerlichen Ära, 
das selbst bürgerlich-aristokratische Wider-
standsgruppen etwa des Kreisauer Kreises er-
warteten. Vielmehr sind neue Kompromisse 
und Koalitionen, ein neues Einpendeln der 
gesellschaftlichen Struktur die Folge des 
Zweiten Weltkrieges. Bemerkenswert, daß 
nach all den Umstürzen und Katastrophen 
nicht so sehr die Umwälzung in den gesell-
schaftlichen Strukturen als eine Verstärkung 
der Mobilität, eine Flexibilisierung der Klas-
sengesellschaft die eigentliche Veränderung 
ausmachen. Es beginnt so etwas wie ein neu-
es bürgerliches Zeitalter, in dem es zwar star-
ke Linksparteien, aber zugleich ein größeres 
Maß an Kompromißfähigkeit als nach 1918 
gibt: jene sogenannte „Amerikanisierung“ der 
politischen und gesellschaftlichen Strukturen, 
die nach 1945 zum umstrittenen Thema der 
Reformdiskussion in allen westlichen Demo-
kratien wird.

II. Krise und Fortdauer des Bürgerlichen

Mit diesem Ausblick über die „antibürgerli-
che Welle" der dreißiger Jahre hinaus soll 
nicht bestritten werden, daß die Weltwirt-
schaftskrise eine tiefe Erschütterung des nach 
1918 mühsam restaurierten Glaubens an eine 

geregelte bürgerliche Welt hervorgerufen hat. 
Aber es war doch gerade die sozial-
psychologisch begründete Furcht vor einem 
Absinken aus dem bürgerlichen „Stand" in 
das Proletariat, das die Panik des Mittelstan-



des, die Furcht vor dem Kommunismus, die 
Flucht in den Nationalsozialismus hervorge-
rufen hat. Man nahm auch die antibürgerli-
chen Töne der Faschisten und Nationalsozia-
listen in Kauf, wenn nur die drohende Er-
neuerung des Klassenkampfes vermieden 
wurde, die der Kommunismus als Konsequenz 
der Krise propagierte. Wenn das Jahr 1933 in 
Deutschland das Ende der kurzen Periode des 
demokratischen Kompromisses bedeutete, so 
war es doch in den Augen des Mittelstandes 
zugleich die Fortsetzung des bürgerlichen Ab-
wehrkampfes mit den anderen Mitteln der 
Diktatur: ein verhängnisvolles Mißverständ-
nis. Die sozialen Motive der Radikalisierung 
rechts und links waren wesentlich in der Be-
drohung der bürgerlichen Welt begründet. Sie 
wirkte sich politisch in der Aushöhlung der 
Mitte und in der Abwertung der Ideale einer 
Demokratie aus, die zugleich bürgerlich-
freiheitlich und sozial-egalitär sein wollte.

Doch wäre es falsch, den Niedergang des 
politischen Liberalismus schon seit der Jahr-
hundertwende, seinen bemerkenswerten, aber 
kurzen Wiederaufschwung nach 1918 und sei-
nen katastrophalen Niedergang in der Wirt-
schaftskrise einfach mit einem Niedergang 
des Bürgertums gleichzusetzen. Es konnte 
auch an der veralteten Struktur und den Per-
sonenverhältnissen der liberalen Parteien lie-
gen, wenn sich die bürgerlichen Schichten 
parteipolitisch zersplitterten. Auch ist zu be-
denken, daß schon nach 1848 und mehr noch 
nach 1871 das deutsche Bürgertum weitge-
hend entpolitisiert oder nach rechts orientiert 
war, ohne daß man deshalb von einem unbür- 
gerlichen Zeitalter sprechen kann. Der Nie-
dergang des englischen Liberalismus nach 
dem Ersten Weltkrieg war gewiß spektakulär 
und scheinbar definitiv. Dort bedeutete er die 
Ablösung durch die Labour Party, also teil-
weise eine Orientierung nach links. Vor al-
lem aber wurde er durch das englische Mehr-
heitswahlrecht beeinflußt, und man kann je-
denfalls gewiß nicht sagen, daß die Interessen 
und Ideale des englischen Bürgertums oder 
der entsprechenden Mittelschichten im Parla-
ment und in der Politik Großbritanniens nicht 
vor und nach der großen Krise unverändert 
starken Ausdruck gefunden hätten. Wenn die 
englische Gesellschaft in ihrem Verhalten tra-
ditionsbewußt oder gar konservativ genannt 
wird, so eben im Festhalten an den bürger-
lich-liberalen Idealen — mit oder ohne libera-
le Partei. Das allgemeinere Problem ist in der 
Tat, ob nicht die Übernahme liberaler Forde-
rungen und Prinzipien durch andere Parteien 
die Fortexistenz gesonderter liberaler Partei-
en bedrohen oder aber erübrigen kann. Eben 

dies geschah und geschieht überall in Europa, 
selbst im klassischen Lande des „radikalen" 
politischen Liberalismus, in Frankreich — 
wenn auch dort langsamer und auf verschlun-
genen Wegen.

Eher mag es erstaunlich erscheinen, daß die 
Zerrüttung der Vermögen durch Kriegsfolgen, 
Inflation und Wirtschaftskrise zumal in 
Deutschland nicht viel rascher und eindeuti-
ger die soziale Umschichtung bestätigte, die 
mit dem Aufstieg des Sozialismus begonnen 
hatte. Allein in Rußland hat die brutale Ge-
walt eindeutige Verhältnisse geschaffen — 
und selbst dort kam es bei der geringsten 
Lockerung, wie in der NEP-Periode, zu neuen 
Liberalisierungstendenzen. Der Zug zum bür-
gerlichen Aufstieg und Denken kommt auch 
in dieser angeblich entbürgerlichten Gesell-
schaft immer wieder zum Vorschein, wenn 
nur der Druck etwas gelockert und eine ge-
ringe „Liberalisierung“ toleriert wird. Nach 
dem Ende der Stalinzeit, in Dissidenten- und 
Menschenrechtsbewegungen, auch in Para-
doxformeln wie „sozialistische Marktwirt-
schaft" tritt die Tendenz immer erneut her-
vor, auch wenn das totalitäre Einparteiensy-
stem und die autokratische, im Grunde vor-
bürgerliche Tradition Rußlands übermächtig 
bleibt.
Gegenüber dem soziologischen Schematismus 
der Klassenbetrachtung ist denn auch nach-
drücklich auf die historisch-politische Erfah-
rung hinzuweisen, daß „das Bürgerliche" in 
der modernen Welt offenbar mehr bedeutet 
als nur eine vorübergehende soziale Schich-
tung, sondern ein allgemeines individuelles 
und soziales Bedürfnis, das — eine Art Steh-
aufmann — mit grundlegenden geistigen und 
moralischen Wertbedürfnissen einhergeht. Es 
paßt weniger denn je in ein geradliniges Ge-
schichtsschema mit der lapidaren Sukzessi-
ons-Formel Feudalismus — Bürgertum — So-
zialismus, denn es behauptet gerade auch 
heute seine erstrangige Bedeutung als eine 
ständige Alternative zu kollektiven oder ni-
vellierenden Formen der sozialen und staatli-
chen Organisation. Dabei bleibt bedenkens-
wert, daß das eigenständige Bürgertum im 
Grunde stets nur eine kleine Schicht war, sei-
ne prägende Wirkung aber weit darüber hin-
ausging. Vollends war das Verlangen, bürger-
lich zu sein oder bürgerliche Ideale zu vertre-
ten, immer weit stärker als Klassen- oder Par-
teibindungen (so haben z. B. Anhänger der 
SPD in den fünfziger Jahren ihre Partei weit-
aus überwiegend als bürgerlich bezeichnet — 
40 Jahre nach dem Niedergang und vielfach 
verkündeten Tod des bürgerlichen Liberalis-
mus in Deutschland).



Was mit dem Ersten Weltkrieg verloren 
ging, war die bürgerliche „Sekurität" des 19. 
Jahrhunderts, auch sie von Krisen unterbro-
chen, aber als Orientierungswert fast unange-
fochten — was freilich in Deutschland, anders 
als in England oder Frankreich, noch nicht 
geheißen hatte, daß man nach der Macht im 
Staat greifen oder die Privilegien der Aristo-
kratie übergehen konnte. Die Demokratien 
der ersten Nachkriegszeit haben demgegen-
über in verschiedenen Formen die volle poli-
tische Gleichheit gebracht und doch die Frei-
heit erhalten. Sie waren insofern ein Höhe-

punkt der bürgerlich-liberalen Entwicklung 
— und erlebten im selben Augenblick ihre 
Anfechtung durch alte und neue Bewegungen, 
durch Restauration wie durch Revolution zu-
gleich. Wo die bürgerliche Revolution längst 
gelungen war wie in England und Frankreich 
— und vor allem den USA —, hat sich auch 
der politische Liberalismus nicht selbst aufge-
geben wie in Deutschland: nicht zuletzt, weil 
man wußte, was man ihm verdankte, und Zeit 
gehabt hatte, positive Erfahrungen mit dem li-
beralen Staat und seinen Vertretern zu ma-
chen.

Soziologisch gesehen waren die Übergänge 
überall gleich schmerzhaft; sie vollzogen sich 
vor allem im Bereich dessen, was in Deutsch-
land als alter und neuer Mittelstand bezeich-
net wurde. Der über Jahrzehnte dauernden 
Abnahme der kleinen Selbständigen ent-
sprach die Zunahme einer breiten, in sich 
sehr weit gefächerten Schicht der Angestell-
ten, die abhängig, aber durch Tätigkeit und 
Selbstbewußtsein von der Arbeiterschaft z. T. 
weit getrennt waren: in den USA, wo sie fast 
ein Drittel der Bevölkerung ausmachen, tref-
fend als white (gegen blue) collar workers be-
zeichnet. Dazu kam der steigende Anteil einer 
anschwellenden staatlichen Bürokratie, die in 
der mehr oder weniger ausgeprägten Beam-
tentradition stand und ebenfalls betont mittel- 
ständisch-bürgerliche Züge zeigte. Es war 
eher eine Umstrukturierung als eine Entbür- 
gerlichung, aber die Unsicherheiten im 
Selbstverständnis wie in der wirtschaftlichen 
Situation und die neuen, auch modernisti-
schen Ansprüche (auf mehr Egalität und tech-
nischen Fortschritt), die dabei auftreten, sind 
in dem massenhaften Zustrom von Angestell-
ten zum Nationalsozialismus besonders deut-
lich geworden.
Ein weiterer wichtiger Strukturwandel voll-
zog sich mit der fortschreitenden Verstädte-
rung und dem Rückgang der landwirtschaft-
lich tätigen Bevölkerung. Auch hier haben 
wir es mit einer langfristigen Entwicklung zu 
tun. Der Weg von der Agrarwirtschaft zur In-
dustrialisierung hat erst die grundlegenden 
sozialen Veränderungen in Gang gesetzt, die 
hinter dem dritten den vierten Stand, die Ar-
beiterschaft, zur größten sozialen Gruppe in 
den westlichen Demokratien gemacht hat. 
Aber auch hier sind viele Prophezeiungen 
fehlgegangen, die darin überhaupt das Prinzip 
der Zukunft, die Arbeiterschaft, das Proleta-
riat, den Sozialismus als die einzige oder ein-

III. Die sozialistische Anfechtung

deutig dominierende Form der Gesellschaft 
und des Staates sehen wollten: nicht nur die 
marxistischen Optimisten, sondern auch die 
konservativ-reaktionären Pessimisten. Sie ha-
ben eine Tendenz verabsolutiert und darüber 
andere Tendenzen vernachlässigt. Indem man 
das „Proletariat“ zur philosophischen Idee 
stilisierte, glorifizierend oder dämonisierend, 
verkannte man die empirische Realität „Arbei-
terschaft“. Denn es zeigte sich: (1) daß diese 
Schicht keineswegs so einheitlich und ge-
schlossen war, wie man geglaubt hatte; (2) 
daß sie nicht zu der übergroßen Mehrheit 
wurde, sondern bei etwa 50 °/o der Bevölke-
rung verharrte; (3) daß die moderne Gesell-
schaft mit ihren Aufstiegsmöglichkeiten zu 
einer zunehmenden sozialen Mobilität führte; 
(4) daß schließlich die radikale Polarisation 
und Konfrontation nicht unausweichlich wa-
ren, sondern Kompromißfähigkeit und be-
grenzter Konflikt das Verhältnis von Arbeiter-
schaft und anderen Gruppen bestimmen 
konnte, sofern die Begegnung auf dem Boden 
einer ausgereiften demokratischen und libera-
len Tradition stattfand.
So hat denn in den USA die gewaltige In-
dustrialisierung nicht einmal zu einer größe-
ren sozialistischen Partei geführt, weil das 
Parteiensystem offen und nicht klassengebun-
den, die soziale Mobilität fast unbegrenzt, die 
demokratischen Traditionen ausgeprägter wa-
ren als sonst irgendwo, überall aber wurden 
die Arbeiterparteien nach dem Kriege regie-
rungsfähig, ja unentbehrlich, und die Abspal-
tung eines „revolutionären“ Teils, der Kom-
munisten, zeigte noch deutlicher, daß Intransi-
genz gegenüber der liberalen Demokratie 
nicht die Regel, sondern die Ausnahme war. 
Es ist keine Widerlegung dieser Feststellung, 
daß im weiteren Verlauf diese Kooperation 
gestört wurde durch den Aufstieg radikaler 
Antisystemparteien von rechts und links. Das 



bedeutete ein nicht nur soziologisch, sondern 
mehr noch politisch zu bestimmendes Pro-
blem des jeweiligen Staates, wie jede diffe-
renzierende Erklärung z. B. der nationalsozia-
listischen Machtergreifung zeigt, die nicht bei 
soziologischen Formeln stehenbleibt, sondern 
die Frage beantwortet, warum und wie dies 
in Deutschland und nicht in anderen Indu-
striestaaten mit ähnlich liberalen Verfassun-
gen geschehen konnte.
Heiß umworben und propagandistisch einge-
setzt wurde die Arbeiterschaft von allen Dik-
taturbewegungen der Epoche: Marx und Le-
nin haben ihr die totale Diktatur des Proleta-
riats verheißen, Mussolini und Hitler die Er-
nennung aller „Schaffenden" zu Arbeitern 
vollzogen. Aber sie blieben gerade in den 
Diktaturen der Zwischenkriegszeit Objekte 
einer von oben diktierten oder gesteuerten 
Politik und Ökonomie — abgesehen von de-
nen, die durch aktives Mitmachen in Partei 

und System zum sozialen Aufstieg gelangten. 
Eine überzeugende Alternative zur Demokra-
tie boten diese Systeme auch für die Arbei-
terschaft nicht. Ihre „sozialistische Politik“ 
brachte kaum mehr, eher weniger als die Ver-
besserungen, die ein Industriestaat ohnehin 
bieten konnte und mußte: Lehrreich ist ein 
Vergleich der Arbeitszeiten oder der Renten 
in sozialistischen und westlichen Systemen. 
Der prinzipielle Unterschied aber besteht ja 
letzten Endes nicht darin, ob man nun den 
Klassenkampf für beendet und die Arbeiter-
schaft als siegreich bezeichnet, sondern ob 
sie im Konfliktfall für ihre Rechte und An-
sprüche eintreten kann, ob sie das Streikrecht 
besitzt. Auch hier erscheint der Fundamental-
kompromiß der „bürgerlichen“, parlamenta-
risch-pluralistischen Demokratie dem vorgeb-
lich perfekten, in Wahrheit repressiven „Ar-
beiterstaat" sozialistischer Prägung durchaus 
überlegen.

IV. Im Zeichen des Weltbürgerkriegs

Die Veränderung der sozialen Strukturen, die 
so eng mit dem ökonomischen Auf und Ab 
und mit dem Unterschied der Systeme zusam-
menhängt, hat ihre politische Bedeutung auch 
in jenen Situationen entfaltet, in denen es um 
nationale Interessen und zwischenstaatliche 
Konflikte ging. Europas nationalstaatliche 
Zersplitterung feierte nach 1918 neue 
Triumphe. Entgegen den Erwartungen der In-
ternationalisten im demokratischen wie im re-
volutionären Lager ist es erst nach dem Zwei-
ten Weltkrieg zu einer überstaatlichen Koor-
dinierung der ökonomischen und auch der so-
zialen Kräfte gekommen: zwangsweise in der 
neuen kommunistischen Welt, freiwillig und 
doch fast zwangsläufig in Westeuropa und 
anderwärts.

Und politisch fast völlig ignoriert, wenngleich 
zuweilen dramatisch diskutiert, wurde auch 
jene explosionsartige Zunahme der Weltbe-
völkerung, die seit dem 18. Jahrhundert in 
Europa und Amerika, schließlich in allen 
Kontinenten die Modernisierung begleitet. 
Seit den düsteren Prognosen des Engländers 
Thomas Malthus über das Mißverhältnis von 
Bevölkerungszunahme und Ernährungslage 
(1798) hatte manche warnende Stimme darauf 
hingewiesen, daß auf diesem Felde der größte 
Strukturwandel, die eigentliche soziale Pro-
blematik sich entwickeln werde. Deutlicher 
denn je tritt die ungleiche Verteilung der Gü-
ter der Welt, die sich vergrößernde Dispro-
portion zwischen wirtschaftlichem Potential 

und Geburtenziffer hervor: das heute soge-
nannte Nord-Süd-Problem, die immer stärker 
werdende Diskrepanz zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern. Während die Demokra-
tien Europas und Amerikas mit den eigenen, 
einzelstaatlichen Sorgen und Ambitionen be-
schäftigt waren und auch internationale Or-
ganisationen wenig zur Schärfung des Be-
wußtseins oder gar zur Lösung jener globalen 
Probleme vermochten, spielten sie in den 
„Weltanschauungen" der großen politisch- 
ideologischen Bewegungen durchaus eine 
Rolle, wenn auch auf verzerrte Weise. Fa-
schismus und Nationalsozialismus, Sozialis-
mus und Kommunismus haben je eigene 
Theorien und ideologische Erklärungen pro-
pagiert, die nun mit großer Wirkung in diese 
Lücke stießen: Lebensraum- und Rassendok-
trin, Imperialismus- und Weltrevolutionstheo-
rie reduzierten jene vielschichtigen, schwer 
lösbaren Probleme der Zukunft jeweils auf 
eingängige, weil einlinige Formeln (wie „Blut 
und Boden" oder „Proletarier aller Länder 
.. ").
Dem Ersten Weltkrieg entspringt und folgt 
mit diesen Bewegungen ein „Weltbürger-
krieg", der über die Staaten und Gesellschaf-
ten hinwegreicht. Seit 1917 schneidet der so-
zialistisch-kommunistische, seit 1922 und 1933 
der faschistisch-nationalsozialistische Weltan-
spruch quer durch traditionelle Fronten und 
staatliche Loyalitäten; beide wenden sich ag-
gressiv gegen überliefertes bürgerliches Be- 
vußtsein. Wie einst im Zeitalter der großen 



Revolutionen, zumal nach 1789 und 1849, gibt 
es wieder das Phänomen der politischen 
Flüchtlinge. Doch sind auch darin die Dimen-
sionen verschieden; die Massenemigration im 
russischen Bürgerkrieg trägt zur Auslöschung 
nicht nur der Aristokratie, sondern einer gan-
zen Mittelschicht in Stadt und Land bei; da-
neben gibt es das Schicksal der großen „Ab-
weichler" aus dem eigenen Lager (wie Trotz-
ki). Die Welt zerfällt in Verfolgerstaaten und 
Asylstaaten wie in Diktaturen und Demokra-
tien. Dazu kommen die nationalstaatlich be-
gründeten Umsiedlungen und Vertreibungen, 
die im Zweiten Weltkrieg und danach zu gan-
zen gewaltsamen Völkerverschiebungen füh-
ren. Ihre furchtbaren Folgen für den einzel-
nen werden noch übertroffen durch das Phä-
nomen der „unpolitischen" Kollektiv-Verfol-
gungen und -Tötungen aus klassen- oder ras-
senpolitischen Gründen, die jeweils von der 

Sowjetunion und dem Dritten Reich aus-
gehen. Nicht nur die Opposition wird ver-
folgt, sondern ohne Unterscheidung der Per-
son pauschal ganze Gruppen und Bevölke-
rungsteile, weil sie andersartig sind oder 
nicht dem etablierten ideologischen Prinzip 
entsprechen. Die Emigration vor dem Natio-
nalsozialismus kommt einer ganzen Kultur- 
Verschiebung aus Deutschland zumal nach 
Amerika gleich. Wie im Zeitalter der Glau-
benskriege radikalisiert und zerstört die Ideo-
logisierung der Politik und Gesellschaft viele 
menschliche Bindungen. Die schrillen und un-
menschlichen Aspekte jener Krise der moder-
nen Welt, die besonders auch die politischen, 
sozialen und kulturellen Eliten durch Verfol-
gung und Exilierung betroffen hat, sind ein 
wesentlicher Teil der so vielfach erregten, 
vielseitigen, ungleichartigen geistigen Kultur 
der zwanziger und dreißiger Jahre.

V. Neuer Geist und Weltwirtschaftskrise

Tatsächlich war die geistige und psychologi-
sche Lage des Nachkriegs-Europa gekenn-
zeichnet durch tiefe Risse und Konflikte, 
durch eine polarisierende Ungleichzeitigkeit 
der Entwicklungen und Maßstäbe im intellek-
tuellen wie im politischen Leben der Zwi-
schenkriegszeit. Sie trat schon in der Schärfe 
des Generationskonflikts hervor. An der Spit-
ze des politischen Establishments stand den 
großen Veränderungen zum Trotz weiterhin 
— und vielfach bis zum nächsten Krieg — die 
Vorkriegsgeneration: Der Wechsel fand nicht 
statt, war nicht einmal in Sicht, und dies nut-
zen die diktatorischen Erneuerungs- und Füh-
rerbewegungen zumal der Rechten, die sich 
nicht zuletzt als antibürgerlichen Aufstand 
der „Frontgeneration" und der Jugend ver-
standen. Auch sie freilich blieben trotz dieses 
Anspruchs zugleich auf Parolen und Personen 
gestützt, die nicht neu und jung, sondern Teil 
des Vorkriegs- und Kriegs-Establishments wa-
ren. Das traf auf Schlüsselfiguren wie Hin-
denburg und Petain, Horthy und Pilsudski, 
aber auch Lenin und Trotzki ebenso zu wie 
auf den Nationalismus und Sozialismus, die 
autoritären und revolutionären Bewegungen 
rechts und links, die sie vertraten oder denen 
sie zur Macht verhalfen.
Auch die furchtbaren Menschenverluste des 
Krieges haben dazu beigetragen, die Wir-
kungszeit der Vorkriegsgeneration noch zu 
verlängern, und dies stand im scharfen Kon-
trast zu den gewaltigen Erschütterungen und 
Veränderungen, die nach neuen Ansätzen des 
geistigen und politischen Lebens verlangten. 

In den Nachkriegsdemokratien vermochten 
nur wenige Angehörige der Kriegsgeneration 
in die Führungspositionen aufzurücken, und 
dies eben war der Vorwurf der antidemokra-
tischen Bewegungen. Wenn jene an die Spitze 
gelangten, wie 1930 Heinrich Brüning in 
Deutschland oder dann auch Daladier in 
Frankreich, blieben sie innerlich unsicher, 
gleichsam in einer Doppelrolle befangen: als 
Repräsentanten des alten Staates und zu-
gleich der neuen Impulse, hin- und hergeris-
sen zwischen demokratischen und autoritären 
Kriterien, am Ende Gescheiterte. Die Verän-
derungen der dreißiger Jahre, verstanden als 
verspäteter Durchbruch der Kriegsgeneration, 
waren bezogen, ja fixiert auf diesen Komplex 
des unbewältigten Krieges. Es fand seinen 
schärfsten Ausdruck im Hitlerregime, trat 
aber auch anderwärts hervor: in der fortdau-
ernden Bewunderung der Kriegsführer 
(rechts) oder Revolutionäre (links), in der 
weiteren Verunsicherung, Verleugnung oder 
Verhöhnung des „Bürgerlichen", in der Resi-
gnation vor einem autoritären Zeitgeist. Die 
Nachkriegszeit ging nicht allmählich zu Ende, 
sondern der Krieg blieb auf der Tagesord-
nung, politisch in der Revisionsbewegung, 
ideell (und psychisch) in der Verstärkung au-
toritärer Wertvorstellungen auf Kosten der 
Liberalität und Toleranz.
Schließlich wurde der Glaube an die Ideale 
und Werte der westlichen Zivilisation, den 
der Krieg und/die Nachkriegskrisen schon so 
nachhaltig erschüttert hatten, durch den neu-
en Einbruch der Weltwirtschaftskrise weithin 



endgültig zerstört. Ihre Folge war es vor al-
lem, daß sich das Klima der dreißiger Jahre 
tief verschieden vom Geist der zwanziger 
Jahre entwickelte. Nun erst kam die ganze 
Schwere der Erschütterung, die Krieg und 
Kriegsfolgen für ganz Europa bedeuteten, voll 
zum Ausdruck. Die zwanziger Jahre waren 
noch von einer Art Betäubung, vom Verdrän-
gen und überspielen des schwer Faßbaren ge-
kennzeichnet. Nun aber trat die umfassende 
Kulturkrise voll hervor. Sie erschütterte das 
Vertrauen in den steten Fortschritt der moder-
nen Welt, in ihre technischen Errungenschaf-
ten und geistigen Wertvorstellungen. Der 
Rückgriff auf die barbarischen Ideale der Ge-
walt, des sozialdarwinistischen Kampfes, des 
Biologismus hatte schon mit der Technisie-
rung der kriegerischen Zerstörung und Ver-
nichtung eine neue Dimension gewonnen. Da-
hinter wirkte die Erfahrung, wie leicht und 
rasch die moralisch-humanitären Wertvorstel-
lungen überwunden oder zurückgedrängt 
wurden, wie reibungslos der Übergang vom 
zivilisatorischen Friedensideal zur militanten, 
haßgetriebenen Massenmobilisierung und zur 
perfektionistischen Organisation der Zerstö-
rung verlief, wie widerstandslos schließlich in 
den meisten Ländern Europas demokratische 
Verfassungsordnungen und liberales Geistes-
leben diktatorischen Erfolgsregimen und Ver-
änderungsphilosophien Platz machten.’

Die kulturelle Szene der zwanziger Jahre, 
überschattet und polarisiert durch die unheil-
vollen Erfahrungen des Krieges und die un-
heildrohenden Perspektiven der Nachkriegs-
zeit, spiegelte zuerst den fieberhaft intensiven 
Ausbruch von Gefühlen und Experimenten, 
die fast etwas Endzeitliches an sich hatten, 
dann aber auch eine große Verarmung und 
Ernüchterung hinter und jenseits dieser Er-
wartungen und Illusionen. Offenkundig war 
der Widerspruch der Realität zu den Prokla-
mationen des Friedens, der moralischen Re-
stauration, der politisch-sozialen Gerechtig-
keit; es tat sich die Diskrepanz zwischen ei-
ner viktorianischen oder wilhelminischen 
Ordnung des gesellschaftlichen wie privaten 
Lebens und jener Stärke und Tiefe der emo-
tionalen Bedürfnisse und Triebkräfte auf, die 
Kriegserfahrung und psychologische Aufklä-
rung je auf ihre Weise sichtbar machten. Re-
bellion und Aufstand gegen ältere Generation 
und Eltern, bis hin zum Topos des Vater-
mords und zur Theorie des Odipus-Kom- 
plexes, waren schon angebahnt in der Entste-
hung einer antibürgerlichen Wandervogel- 
und Jugendbewegung vor dem großen Krieg. 
Nun aber erschien die viktorianisch-
wilhelminische Unterdrückung der „echten" 

Gefühle, die Illusion ihrer zivilisatorischen 
Bändigung im vollen, grellen Lichte der Exi-
stenzkrise, die Kriegs- und Nachkriegszeit be-
deutete. Die echten Gefühle: daß hieß die Frei-
setzung anarchistischer Bedürfnisse aus der 
bürgerlichen „Repression", wie sie von den 
linken Revolutionären gefordert oder von der 
Freudschen Psychologie analysiert wurde; es 
hieß aber auch Hypostasierung dieser Gefüh-
le im Sinne eines neuen heroischen oder irra-
tionalen Zeitalters, wie es die Adepten der 
Machtphilosophie Nietzsches und Sorels oder 
der Lebensphilosophie Henri Bergsons und 
Ludwig Klages' proklamierten.

In allen Fällen war der „neue Geist“ gegen 
die restaurierte Zivilisationswelt des 19. Jahr-
hunderts gerichtet, ob er sich nun als Moder-
ne progressiv oder als neuer Durchbruch des 
Elementaren antimodernistisch verstand. Der 
Angriff auf die konventionelle und traditio-
nelle, christliche oder humanistische Moral 
bezog seine Wirkungskraft in jedem Fall aus 
dem Bruch und der Auflösung der Maßstäbe, 
die man seit 1914 erlebt hatte. Aber noch 
hielt in den ersten Nachkriegskrisen doch zu-
gleich die Hoffnung auf den Wiederaufbau 
die Balance, zumal es in den mittleren zwanzi-
ger Jahren aufwärts ging und der Ausbruch 
des Pessimismus in einer neuen Blüte von 
Literatur und Kunst sublimiert wurde.

Um so verheerender mußte der Zusammen-
bruch in der weltweiten Wirtschaftskrise wir-
ken: Von den Zweiflern und Gegnern als eine 
neue Widerlegung der westlichen Zivilisation 
und ihrer bürgerlichen Werte angeprangert, 
bot sie dem rechten wie dem linken Radika-
lismus Gelegenheit zum zweiten und fatalen 
Ansturm. Wenn nicht, wie in Stalins Sowjet-
union und in Hitlers Deutschland, die Kultur 
der zwanziger Jahre in ihren modernen und 
realen Ausdrucksformen überhaupt als deka-
dent oder entartet abgetan, verfemt und ver-
folgt wurde, so ging ihre unmittelbare Kraft 
und Fülle zurück. Sie verschwand hinter den 
verflachenden, pseudorealistischen Formen 
eines nationalistisch oder sozialistisch auftre-
tenden Kulturgebarens, das sich auch so man-
chen Vertreter der neuen Literatur (wie den 
expressionistischen Dichter Gottfried Benn) 
vorübergehend einzugliedern vermochte. Mit 
dem Siegeszug der autoritären Diktaturen 
ging auch die Bühne verloren, von der aus 
Kunst und Geist, Literatur und Wissenschaft 
experimentierend in das Zeitgeschehen einzu-
greifen versucht hatten. Zugleich machte frei-
lich dieser rasche Wandel, der in Deutschland 
so viele persönliche Schicksale der Verfol-
gung, Emigration und Selbstverleugnung mit 



sich brachte, den schwankenden Boden der 
zwanziger Jahre und das unsichere Gewicht 
des neuen Kulturaufschwungs deutlich — 
zum Teil auch das Versagen seiner Exponen-
ten vor der Aufgabe der menschlichen wie 
der soziopolitischen Bewältigung der Kriegs- 
und Nachkriegskrise. Das zeigt ein Blick auf 

die vielgerühmte Kulturblüte der Weimarer 
Republik, die in vielem repräsentativ für die 
Stärken und Schwächen der geistigen Ent-
wicklung zwischen den Kriegen war, diese 
zugleich besonders scharf wie unter einem 
Brennglas zum Ausdruck brachte, bevor sie 
im Feuer der Bücherverbrennung unterging.

Die politische Bedeutung der Nachkriegskul-
tur ist vor allem in zwei Richtungen zu kenn-
zeichnen. Einerseits erwies sich gerade das 
militärisch geschlagene, politisch instabile 
und zerrissene Deutschland als ein kulturelles 
Experimentierfeld per se, auf das für einige 
Jahre die Aufmerksamkeit des Westens kon-
zentriert war und aus dem dann nach dem 
Zusammenbruch der Republik, nach der Ver-
treibung seiner großen Vertreter durch den 
Nationalsozialismus, Impulse von kaum zu 
überschätzender Tragweite in die Welt gin-
gen. Gleichzeitig aber trug die Schärfe der 
gestigen Auseinandersetzung und das poli-
tisch und moralisch oft extreme Verhalten 
der Intellektuellen, die das geistig-künst-
lerische Leben fieberhaft vorantrieben, zur 
Verunsicherung der Republik und zur Bloß-
stellung der Schwächen bei, die ihre Gegner 
dann so schonungslos zu nutzen verstanden: 
vor allem die republikanische Toleranz auch 
gegen die radikalen Feinde der Demokratie. 
Der tiefe Widerspruch des Kulturbetriebes, 
ihr erregender und zugleich deprimierender 
Charakter, wie er in den Bildern eines George 
Grosz, im Kontrast von Amüsierleben und so-
zialem Elend zum Ausdruck kam, mag auch 
als Folge eines verzweifelten Eskapismus in-
terpretiert werden. Aber tödlich scharf war 
die Kritik gerade der Linken an der .bürgerli-
chen" Republik, dem Gebilde der unerfüllten 
Hoffnungen, und doch ließ diese toleranter 
als irgendeine Zeit und irgendein Land die 
Experimentierer wie die Kritiker gewähren. 
Das Experiment endete negativ, die Selbst-
kontrolle funktionierte nicht, der Rückschlag 
war um so furchtbarer. Diese Erfahrung hat 
bewirkt, daß zunächst nach dem Zweiten 
Weltkrieg ungleich vorsichtiger und zurück-
haltender, mit dem steten Vorbehalt der poli-
tischen und moralischen Konsequenzen ge-
dacht und geschrieben, experimentiert und 
theoretisiert wurde: vor allem in Deutschland, 
wo das Verfassungsprinzip der verteidigungs-
breiten, „wehrhaften" Demokratie gegen die 
Erfahrung von Weimar gesetzt wurde, bis die 
linksradikalen Anfechtungen im Gefolge der

VI. Die Kultur von Weimar

weltweiten Studentenrevolte alte Gefahren 
aufs neue beschworen.

Gewiß: die härtesten Feinde der Weimarer 
Republik standen rechts, wie die politischen 
Morde und Putsche, schließlich der Unter-
gang der Demokratie bewiesen. Und gewiß 
übten obrigkeitsstaatliche Kräfte und Struktu-
ren zum Teil noch einen starken Einfluß auf 
staatliche und gesellschaftliche Institutionen 
aus. Aber Deutschland besaß zugleich den li-
beralsten Staat seiner Geschichte. Die Wei-
marer Liberalität ermöglichte deutsche Filme, 
die in Frankreich und England verboten wur-
den; bis zum Ende von 1933 waren Beschrän-
kung und Zensur nicht hemmender als in an-
deren freiheitlichen Ländern. Damit kontra-
stiert die Tatsache, daß viele der Intellektuel-
len, die davon profitierten, dennoch mit Hohn 
von der glanzlosen „bürgerlichen" Republik 
sprachen und weder Verständnis für die jun-
ge Demokratie noch Voraussicht für ihre Be-
lastbarkeit bewiesen. Und wie der Kommunis-
mus, so wurde am Ende auch Hitler nicht 
wirklich ernst genommen: In der linken 
„Weltbühne" wollte man ihn ans Ruder las-
sen, damit er abwirtschaften könne, und die 
verächtliche Weigerung zu wirklicher Aus-
einandersetzung mit einem so niveaulosen 
Phänomen wie dem Nationalsozialismus 
drückte das verhängnisvoll typische Wort des 
großen Wiener Literaten Karl Kraus aus, das 
unbegreiflicherweise bis zum heutigen Tag 
zustimmend zitiert wird, obwohl es doch das 
Versagen der Intellektuellen vor der politi-
schen Problemlage demonstriert: „Mir fällt zu 
Hitler nichts ein".

An die damaligen und heutigen Bewunderer 
der „goldenen zwanziger Jahre" stellt sich 
die Frage, ob sie nicht mit der überscharfen 
Kritik an allem Bestehenden ein Klima förder-
ten, in dem auch die Verhöhnung der Repu-
blik und ihrer 'Repräsentanten besonders ge-
dieh, ihre Verteidigung noch schwerer ge-
macht wurde. Fortschritt, Modernismus, Expe-
rimentieren — das hieß für viele ein Vorherr-
schen von Amoralismus in Kunst und Litera-



tur, und eine demonstrative Libertinage trug 
dazu bei, das Vertrauen in republik- und de-
mokratiefreundliche Intellektuelle zu erschüt-
tern oder zu unterminieren. Diese ungewollte 
Gegenwirkung, ein „counter-productive ef- 
fect", tritt vor allem in der Einstellung zum 
Staat überhaupt und zur Frage eines norma-
len Patriotismus als Alternative zum chauvi-
nistischen Nationalismus der Rechten hervor. 
Indem sie das natürliche Bedürfnis einer na-
tionalen Identifikation vernachlässigte, deren 
gerade auch die Republik unter den schweren 
inneren und äußeren Belastungen der Nach-
kriegszeit bedurfte, hat sich die Linke insge-
samt und besonders eine betont international 
orientierte, verletzend antibürgerlich argu-
mentierende „Linksintelligenz" vor den Au-
gen der breiten Bevölkerung diskreditiert. 
Der von rechts geschürte Haß auf die linksin-
tellektuellen „Verräter" konnte sich leicht 
der Empörung über verletzende Aussprüche 
bedienen: etwa Tucholskys Slogan vom 
Deutschland der Richter und Henker, seiner 
Verhöhnung jeder Manifestation patriotischer 
Gefühle („deutsch ist doof") oder der ätzen-
den Karikaturen des „typischen" Weimar- 
Deutschen, mit denen George Grosz den Zorn 

des „Normalbürgers" geradezu herausforder-
te.
Es kam hinzu, daß solche provokativen, scho-
nungslosen Kritiker der Vergangenheit und 
Gegenwart sich mit keiner der Parteien zu 
identifizieren vermochten und gerade jene 
Politiker — wie Ebert oder Stresemann — als 
Reaktionäre und Spießbürger verhöhnten, die 
ein bislang unerhörtes Maß an politischer und 
kultureller Freiheit garantierten, von dem die 
Intelligenz in erster Linie profitierte. Daß jene 
Kritiker über das Ziel hinausschossen, damit 
ihr eigenes Anliegen gefährdeten, oft einer 
fragwürdigen Rangordnung in der Wahl der 
Themen folgten und bei ihrer Kritik am Kon-
servativen und am Bürgerlichen im Vergleich 
mit anderen Ländern allzu einseitig negativ 
verfuhren — all dies ging wohl auch zurück 
auf jene enttäuschte Erwartung einer unbür-
gerlichen Republik der Künstler und Intellek-
tuellen, die in den Umbrüchen und Krisen 
von 1918/19 entstanden war, jedoch in den er-
forderlichen praktischen Kompromissen der 
Folgezeit auch von den Sozialdemokraten, die 
man im übrigen ihres kleinbürgerlichen Le-
bensstils wegen belächelte, nicht erfüllt wer-
den konnte.

VII. Zur Rolle der Intellektuellen
•

Diese Grundenttäuschung, die nichts anderes 
als ein neues Kapitel in der Geschichte der 
Entfremdung von Geist und Macht war, spie-
gelt eine allgemeine Problematik im Verhält-
nis des Intellektuellen zur Politik wider. Aber 
sie trat am deutlichsten dort hervor, wo nach 
der Niederlage eines überalterten politischen 
Systems inmitten der Verzweiflung auch die 
Hoffnungen auf eine neue, bessere Welt jen-
seits der traditionellen Politik und Gesell-
schaft besonders hoch aufflammten. Zerbro-
chen war schon in der bayerischen Räterepu-
blik der Anspruch, selbst zu regieren — jene 
revolutionär-utopische alte Sehnsucht der In-
tellektuellen, die sich auch wieder bei den 
französischen Unruhen von 1968 in deren 
vielzitiertem Slogan meldete: „Die Phantasie 
an die Macht!" Es war eine Anmaßung, zu der 
sie, die so glühend für Demokratie und 
Volkswillen stritten, niemand legitimiert hat-
te. Der Anspruch, die Zukunft zu kennen und 
zu gestalten, stand gegen die Notwendigkeit, 
mit den Aufgaben der Tagespolitik fertig zu 
werden. Die volle Schärfe dieses Grundkon-
flikts des politischen Lebens wurde wiederum 
im Deutschland der zwanziger Jahre beson-
ders sichtbar, weil auch die deutschen Sozial-
demokraten mehr als die Sozialisten etwa

Frankreichs ein anti-intellektuelles Mißtrauen 
gegen Literatur und Künstler entwickelten, je 
mehr sie deren hochmütig anmaßende Ver-
achtung für solide Organisation und politi-
sche Tagesarbeit, für reformistische statt re-
volutionäre Zielsetzung spürten.

Die Haltung der Rechten war ohnehin durch 
einen traditionell ausgeprägten Anti- 
Intellektualismus gekennzeichnet. Dabei stell-
ten die Rechtsintellektuellen der „Konservati-
ven Revolution" eine eher exzeptionelle Er-
scheinung dar. Als Offiziere ohne Soldaten 
glossiert, schleuderten auch sie — mit elitä-
rem Anspruch — der demokratischen Repu-
blik die antibürgerliche Kriegserklärung einer 
„Revolution von rechts" entgegen, bis sie 
schließlich nolens volens dem autoritären 
Umbruch gleichsam als „Trotzkisten" des Na-
tionalsozialismus anheim oder zum Opfer fie-
len.

So saßen die geistigen Neuerer, wie radikal 
demokratisch oder auch elitär ihre Ideen und 
Absichten sein mochten, im Endeffekt zwi-
schen allen Stühlen, während sie zugleich die 
Republik, die sie zur wahren Demokratie oder 
zum wahren Staat machen wollten, durch ihre 
Agitation ruinierten oder durch ihre Kritik 



nicht so stützten, wie dies notwendig und 
möglich gewesen wäre. Dem geistigen Niveau 
und der künstlerischen Qualität der Nach-
kriegskultur, so umstritten sie sein mochte, 
standen alle Möglichkeiten offen; und gerade 
das verhöhnte und totgesagte Bürgertum hat 
diese Kultur getragen oder doch toleriert; 
man denke an die Erfolge der antibürgerli-
chen, antikapitalistischen Stücke etwa Bert 
Brechts, des Apostaten des Augsburger Bür-
gertums. Aber die politische Wirkung war be-
stenfalls gleich null, weil ein positiver Bezug 
zu der realen Republik im Sinne jener kriti-
schen Sympathie fehlte, auf die es in jeder 
Demokratie so entscheidend ankommt; meist 
war die Wirkung vielmehr negativ, weil die 
überkritische Darstellung und Deutung der 
Zeit eher als nihilistisch denn als wegwei-
send, konkretisierbar und positiv empfunden 
wurde.
Es kam noch hinzu, daß die Kommunisten ih-
rerseits gegen die bürgerlichen Linksintellek-
tuellen standen, die sich ihnen nicht unter-
warfen, auch wenn sie ihnen nützliche Dien-
ste im Sinne einer kulturellen Volksfronttak-
tik leisteten. Die antiintellektuelle Polemik 
der KPD konnte es zuweilen durchaus mit je-
ner der Nationalsozialisten aufnehmen. Die 
beiden Extremparteien besaßen jeweils ihre 
eigenen Spitzenintellektuellen: Literaten wie 
Goebbels und Alfred Rosenberg (bei der 
NSDAP) oder Johannes R. Becher und die 
Propagandisten des Münzenberg-Konzerns 
(bei der KPD) wurden vom Verdikt gegen die 
bürgerlichen Intellektuellen ausgenommen, 
während sie virtuos die Kampagnen führten, 
die das geistige Leben vergifteten und reif 
machten für die Kapitulation vor den autori-
tären und totalitären Kräften. Es ist bezeich-
nend, daß unter Intellektuellen trotz allem 
weit mehr Sympathien für die Kommunisten 
als für die Sozialdemokraten bestanden: Das 
militante Pathos der Radikalen schien dem in-
tellektuellen und künstlerischen Anspruch 
auf volle Verwirklichung, Perfektion eher zu 
entsprechen als „kleinbürgerliche" Kompro-
mißpolitik der gemäßigteren Demokraten.

Auch dies war ein großes Mißverständnis, 
das in den sechziger Jahren wiederkehrte, als 
Studentenbewegung und „Neue Linke" sich 
auf die großen Ideale einer abstrakten Demo-
kratie und Gerechtigkeit beriefen, um die be-
stehenden Demokratien als „spätbürgerlich" 
zu denunzieren, als untergangsreif zu be-
kämpfen. Das Sendungsbewußtsein einer 
„progressiven" Kunst und Literatur war um 
so entschiedener gegen jeden Status quo des 
Gesellschafts- und Parteiensystems gerichtet, 
je mehr die Polarisierung des politischen Le-

bens fortschritt. Sie hat schließlich alles ver-
engt zu jener radikalen Scheinalternative vie-
ler Intellektueller und Künstler der zwanziger 
und dreißiger Jahre, der man sich als ver-
meintlich unausweichlich unterwarf: Faschis-
mus oder Kommunismus.
Es kam noch eine weitere Dimension hinzu, 
die zugleich als Komplikation wirkte: der 
große Beitrag der Juden zur Kultur der Zeit. 
Die Spannung von Tradition und Modernisie-
rung, von Sonderbewußtsein und Assimilati-
onsdruck setzte ein großes Potential schöpfe-
rischer Kräfte frei, aber die rasch in den Vor-
dergrund gerückte Stellung der jüdischen 
Minderheit im kulturellen Leben stieß in der 
jungen, ihrer selbst unsicheren Republik auf 
antisemitische Ressentiments, die schon im 
religiösen und ökonomischen Bereich seit der 
Bismarckzeit starke Wurzeln besaßen. Es be-
einträchtigte Wirkung und Integration der 
Kultur von Weimar ganz besonders, daß sie 
als Werk „undeutscher" Kräfte gescholten 
und mit antibürgerlich-antikapitalistischen 
Slogans, vor allem aber mit jenen antisemi-
tischen Stereotypen belegt wurde, gegen die 
rationale Argumente wirkungslos waren: die 
Juden diffamiert als Repräsentanten einer an-
tinational-kosmopolitischen Kultur, als wur-
zellose und destruktive Kritiker, als Gegen-
satz zum „schöpferischen" deutschen Geist.
Das Klischee von der „jüdisch-über- 
fremdeten" Kultur diskreditierte zugleich 
überhauptet die westliche Zivilisation der 
nachrevolutionären Moderne, und es ver-
schärfte die Spaltungen zwischen rechts und 
links, bürgerlich und sozialistisch, reformi-
stisch und revolutionär, nationalistisch und in-
ternationalistisch noch um eine entscheidende 
Nuance. So erfolgte dann auch gerade in 
Deutschland, wo sich jene Spaltungen beson-
ders tief auftaten, der Umschlag von der welt-
offenen, liberalen Kulturblüte der zwanziger 
Jahre zur engsten totalitären Reglementie-
rung mit besonderer Heftigkeit. Aber kaum 
geringer war schließlich auch die Desillusio-
nierung der intellektuellen Zukunftsvisionen 
im Blick auf die Sowjetunion Stalins, die auf 
ihre Weise ebenso repressiv auf den Traum 
von der herrschaftsfreien Politik und einem 
Vernunftreich der Intellektuellen reagierte.
Es war eine Erfahrung, die nach 1945 noch 
über zwei Jahrzehnte hin wirkte und eine Re-
naissance liberaler Demokratie in Westeuro-
pa ermöglichte, freilich auch ein ähnlich en-
thusiastisches Aufblühen der Kultur bremste. 
Als in den sechziger Jahren jene Erfahrung 
verblaßte, wurden fast krampfhaft die kriti-
schen Positionen und Probleme der zwanziger 
Jahre wieder aufgenommen. Doch führt es 



eher zu einer Reprise als zu neuer Entfaltung; 
schon nach wenigen Jahren erweist sich die 
Unwiederholbarkeit jenes geistigen und 
künstlerischen Aufbruchs, der auf ambivalen-
te Weise, durch Vision und Destruktion, so 
wesentlich zu der vielfältigen, zugleich ver-

wirrenden und irrenden Entfaltung der Zeit 
zwischen den Kriegen beigetragen hat. Die hi-
storische Erfahrung sollte gleichwohl auch 
heute, im Zeichen linksintellektueller Renais-
sancen und unpolitischer Nostalgien, ernst ge-
nommen werden.

VIII. Zusammenfassung

Im Rückblick auf jene historische Erfahrung 
sind für die gegenwärtige Diskussion vor al-
lem die folgenden Gesichtspunkte hervorzu-
heben:
1. Es gibt einen politischen Bürgerbegriff, der 
bis zur Gegenwart die Funktion und das Ver-
hältnis des einzelnen zum Staat bezeichnet: 
von der griechischen Vorstellung des polites 
und der tragenden Rolle des „Mittelstandes" 
in der Polis (Aristoteles) über den römischen 
civis (Cicero) zum Citizen und citoyen, zur 
middle dass in der Neuzeit.
2. Die sozialen Bedingungen des Bürgerbe-
griffs wandeln sich im Lauf der neueren Ge-
schichte: von der Stadt des Mittelalters über 
die Modernisierung des Staates im Absolutis-
mus zur Aufklärung, bürgerlichen Revolution, 
liberalen Bürgergesellschaft. In der Entwick-
lung der industriellen Massengesellschaft ge-
lingt es freilich dem hochentfalteten Bürger-
tum nicht, die seinen Bedürfnissen adäquaten 
Sozialstrukturen zu stabilisieren, vielmehr 
setzt es im Zivilisationsprozeß antibürgerliche 
Automatismen in Gang, die seine Weiterexi-
stenz, die bürgerliche Lebensbasis selbst, aufs 
Äußerste in Frage stellen: Der Weg „vom 
dritten zum vierten Menschen" (Alfred We-
ber), zum „eindimensionalen Menschen“ (H. 
Marcuse) zeichnet sich ab.
3. Das bürgerliche Zeitalter des 19. Jahrhun-
derts und sein Wertsystem geraten gerade 
zum Zeitpunkt ihres scheinbar endgültigen 
Triumphs in eine tiefe Krise. Eine doppelte 
Anfechtung von links und rechts, die je unter 
dem Slogan des „Sozialismus" vordringt, be-
tont die egalitär-kollektiven gegenüber den 
individuell-liberalen Fortschritts- und Ord-
nungsvorstellungen: als internationaler oder 
als nationaler Sozialismus. Die antibürgerli-
che Welle beschwört die Zerreibung, den 
Verlust der Mitte herauf.
4. Aber der Niedergang des Bürgertums im 
Zeitalter der Weltkriege resultiert keines-
wegs im prophezeiten Verschwinden, sondern 
in einer Verallgemeinerung des Bürgerlichen, 
einer Tendenz zur allgemeinen Verbürgerli-
chung selbst unter „sozialistischen“ Syste-
men, die mehr ist als ein residuales überle-

ben historischen Bürgertums. Die politischen 
Formen sind verschieden, aber die bürger-
rechtliche Komponente als Träger und Garant 
politischer Kultur tritt überall hervor; ihr 
Fehlen oder ihre Schwäche ist denn auch ein 
Hauptproblem der Dritten Welt. Konstitutiv 
bleiben die Traditionen des politischen Bür-
gers nach den Modellen des französischen Re-
publikanismus und des englischen Parlamen-
tarismus, die Axiome des middle-class- 
Egalitarismus in der betont nicht-sozialisti-
schen Gesellschaft der USA, aber auch die 
fortdauernden „bürgerlichen" Ideale im So-
zialismus — als unterschwellige Tendenz zum 
sozialen Aufstieg wie als menschenrechtli-
ches Postulat.
5. Die negativen wie die positiven Prägungen 
des Bürgerbegriffs, vom Spießbürger zum 
Staatsbürger und zur Bürgerinitiative, bilden 
denn auch bis zum heutigen Tag einen mäch-
tigen Faktor des politischen und gesellschaft-
lichen Bewußtseins. Im Auf und Ab der Ent-
wicklung Deutschlands hat sich die Ambiva-
lenz und Vieldeutigkeit des „Bürgerlichen“ 
besonders gravierend ausgewirkt: im Versa-
gen von 1933 wie im Wiederaufstieg nach 
1945. Die Mißverständnisse der Diskussion 
von Hegel bis Habermas, die hierzulande vor-
wiegend spekulativ geführt wird, hängen 
auch mit der Tatsache zusammen, daß die em-
pirisch begründeten Differenzierungen von ci-
toyen, bourgeois, middle dass im deutschen 
Bürgerbegriff vermischt und generalisiert auf-
treten.
6. Die antibürgerlichen Wellen unserer neue-
ren Geschichte signalisieren Kampfsituatio-
nen, aber nicht definitive, „geschichtsnotwen-
dige" Entwicklungen. Marxismus und Leninis-
mus, Faschismus und Neomarxismus, allesamt 
mit totalitärem Endzeitanspruch bewaffnet, 
haben in hundertfünfzigjähriger Folge ihre 
pseudowissenschaftlichen Prophezeiungen 
ausgestoßen. Zu früh und zu Unrecht! Die 
Eule der Minerva hat ihren Flug schon mehr-
mals vergeblich begonnen. Noch sind die Bür-
ger freiheitlicher Staaten nicht gezwungen, 
vor ihrem Flügelschlag verführt oder resi-
gnierend zu kapitulieren.



Politische Erwachsenenbildung
Ein Positionspapier von Hans Bolewski, Bernhard Gebauer, 

Manfred Hättich, Albrecht Martin, Hildegard Matthäus, 
Heinrich Oberreuter, Hans Palm, Hans-Ulrich Reh, 

Herbert Scheffler, Werner Scherer, Rudolf* Sussmann

I. Begründungen für politische Erwachsenenbildung

i. Im Interesse des Bürgers

Die Demokratie bedarf der Bürger, die ihre 
Interessen artikulieren und sie in gesell-
schaftliche und politische Zusammenhänge 
einordnen können.
Die Demokratie bedarf der Bürger, welche die 
politischen Prozesse, in die ihre Bedürfnisse 
eingehen sollen, verstehen und die den Hand-
lungszusammenhang, in dem die Repräsentan-
ten stehen, nachvollziehen können.
Unsere freiheitliche Demokratie gründet in 
Werten, die sich im wesentlichen in der 
abendländischen, Geschichte entwickelt haben 
und in deren Zentrum die Würde des Men-
schen steht. Es gehört zu den Aufgaben der 
politischen Bildung, diese Werte im politi-
schen Bewußtsein lebendig zu halten.
Unsere freiheitliche Demokratie ist im Ver-
gleich zu anderen politischen Ordnungen ra-
tional und argumentativ am schlüssigsten von 
den Bedürfnissen der Menschen her zu be-
gründen.
Es liegt im Interesse der Erhaltung dieser 
Ordnung, daß möglichst viele Bürger ihre po-
litische Ordnung nicht nur gefühlsmäßig be-
jahen, sondern auch argumentativ verteidigen 
können und bereit sind, sich zu engagieren.
Bei den in irgendeiner Weise politisch Inter-
essierten lassen sich in unterschiedlich ge-
streuter Intensität folgende Bedürfnisse aus-
machen:
— Informationsbedürfnis
— Orientierungsbedürfnis
— Identifizierungsbedürfnis
— Kritikbedürfnis
— Kommunikationsbedürfnis
— Handlungsbedürfnis
Für diese Bedürfnisse muß die politische Er-
wachsenenbildung entsprechende Hilfen an-

Im Auftrag der Arbeitsgruppe Politische Bildung/ 
Weiterbildung unter Leitung von Ursula Benedix, 
herausgegeben von Dr. Heiner Geissler, Mitglied 
des Vorstandes der Konrad-Adenauer-Stiftung. 

bieten; aus ihnen ergeben sich sowohl Pflich-
ten der Erwachsenenbildung als auch Qualifi-
kationskriterien der pädagogischen Mitarbei-
ter.
Es gibt für die politische Information vielfälti-
ge Angebote seitens der Medien, Parteien und 
Verbände. Diese Informationen sind in der 
Regel jedoch nicht zureichend strukturiert. 
Die Fülle des Angebotes führt zu einer Ver-
wirrung, die eher Orientierungslosigkeit be-
wirkt und damit zur Beeinträchtigung des Ur-
teilsvermögens führt.



Eine kontinuierliche, selbständige Weiterbil-
dung mit Hilfe der vorhandenen Medien er-
fordert einen nur von wenigen aufbringbaren 
Arbeits- und Zeitaufwand und ist ohne Dialog 
mit anderen nicht möglich. Politische Erwach-
senenbildung hat nicht zuletzt die Aufgabe 
der Stärkung eigenständiger Personalität un-
ter dem Gesichtspunkt des Sichzurechtfindens 
unter Mitverantwortung in der sozialen und 
politischen Umwelt.

Unter eigenständiger Personalität-wird nicht 
völlige Unabhängigkeit im Sinne der Abwe-
senheit von Fremdbestimmungen, Zwängen 
und Einflüssen verstanden. Es geht vielmehr 
darum, daß der einzelne die sein Verhalten 
bestimmenden Faktoren erkennen, zwischen 
notwendigen und nicht notwendigen Zwän-
gen, zwischen wählbaren und nicht wählba-
ren Einflüssen unterscheiden kann und so zu 
einer von ihm möglichst selbst- oder zumin-
dest mitverantworteten Lebensführung kom-
men kann.

Auch eine umfassendere und intensivere poli-
tische Bildung in den Schulen, als sie derzeit 
geschieht, könnte politische Erwachsenenbil-
dung nicht ersetzen. Dasselbe gilt für das 
Verhältnis von Erwachsenenbildung zur au-
ßerschulischen Jugendbildung. Weder die 
Schule noch die außerschulische Jugendbil-
dung können die Erfahrungssituationen des 
Erwachsenenalters vorwegnehmen, in denen 
sich Umweltbedingungen, Bedürfnisse und 
Handlungsmöglichkeiten anders stellen. Dar-
über hinaus gilt die heute allgemeine Not-
wendigkeit des lebenslangen Lernens nicht 
nur für die beruflichen Tätigkeiten. Gerade 
derjenige, dem in der Schule die elementaren 
Fähigkeiten zur bewußten Erfassung der so-
zialen und politischen Umwelt vermittelt 
wurden und der in der außerschulischen Ju-
gendbildung begonnen hat, seine Kenntnisse 
zu vertiefen und diese Fähigkeiten anzuwen-
den, muß die Möglichkeit ständiger Weiter-
bildung haben, da diese Umwelt nicht sta-
tisch, sondern stets in Veränderungen begrif-
fen ist.

Auch wenn die verschiedenen Stufen einer 
fachspezifischen oder allgemeinen Bildung 
nicht ohne Einfluß auf das Verhältnis zur Po-
litik sind, so lassen sich die dort gewonnenen 
Fähigkeiten nicht ohne weitere Bildungshilfe 
übertragen. Bekanntlich determinieren Fähig-
keiten anderer Bildungsbereiche noch keines-
wegs politische Urteile auf gleichem Niveau. 
Und um in anderen Zusammenhängen erwor-
bene Fähigkeiten auf die Politik anwenden zu 
können, muß der Bereich der Politik erst be-
kannt sein.

Politische Bildung kann zur politischen Akti-
vität motivieren, aber sie legitimiert sich 
nicht erst durch diese Zielsetzung oder Wir-
kung; sie hat schon allein dann ihren Sinn, 
wenn sie Kenntnisse und Verstehen von Poli-
tik vermittelt.
Das Ziel muß jedoch sein, möglichst viele 
Bürger für ein aktives Verhältnis zur freiheit-
lichen Ordnung zu gewinnen. Die Entschei-
dung über den Grad des politischen Engage-
ments liegt aber beim Bürger selbst. Da es 
also nicht Sache der politischen Bildung sein 
kann, die Auswahl der Engagierten zu treffen, 
muß sie ein Angebot an alle Bürger sein.
Aber auch gerade für bereits engagierte und 
aktive Bürger ist politische Bildung notwen-
dig. Es gibt Lernprozesse der Praxis, die 
durch institutionalisierte Bildung nicht ersetzt 
werden können. Es gibt aber auch Lernpro-
zesse, die nur in Distanz zur Praxis möglich 
sind. Dem politisch Aktiven muß politische 
Bildung die Möglichkeit geben, zeitweise au-
ßerhalb der Praxis über die Praxis nachden-
ken zu können. Dies ist schon deshalb not-
wendig, weil das politische Engagement der 
Lernfähigkeit auch entgegenwirken kann. Ge-
rade wer sich politisch festgelegt hat, tut sich 
allein schwer, Zusammenhänge auch losgelöst 
von seiner jeweiligen Position zu betrachten, 
auf andere zu hören und andere Sichtweisen 
nachzuvollziehen.

2. Im Interesse des Staates
Den Prinzipien einer freiheitlich-demokra-
tischen Ordnung widerspricht es, den Bürger 
durch Indoktrination oder Orientierungslosig-
keit lenkbar zu machen. Dies können aber de-
mokratische politische Parteien auch in ihrem 
eigenen Interesse nicht wollen.
Eine andere Form der Lenkbarkeit basiert auf 
traditional und emotional verfestigten Einstel-
lungen, die zwar auf der einen Seite stärker 
gegen Verführbarkeit immunisieren, auf der 
anderen Seite die Menschen aber innerhalb 
der Gesinnungsgruppe insofern lenkbar ma-
chen, als sie über politische Einzelentschei- 
düngen weniger nachdenken, solange sie das 
Gefühl haben, daß die prinzipielle Ausrich-
tung noch gegeben ist. Hier wird dann von 
der politischen Bildung als einem aufkläreri-
schen Faktor eine Verunsicherung der An-
hänger befürchtet. Eine solche Auffassung 
richtet sich zunächst gegen die eigene Grund-
position, weil sich diese offensichtlich gegen-
über rationalem Denken nicht für gesichert 
genug hält, oder sie mißachtet den Bürger, in-
dem sie diesen nicht für fähig hält, argumen-
tative Begründungen nachzuvollziehen. Dar-
über hinaus beruht sie auf dem Irrtum, es han-



dele sich bei der politischen Bildung nur um 
Schärfung des kritischen analytischen Intel-
lekts, nicht aber auch um Wertvermittlung.
Die repräsentative Demokratie ist labil, wenn 
nicht in allen Gruppen der Bevölkerung eine 

große Zahl von Bürgern ihre Verantwortung 
aktiv wahrnimmt und ihr politisches Urteil 
nach gewissenhafter Prüfung fällt. Diese be-
darf des rationalen Dialogs zwischen Volks-
vertretern und Bürgern.

II. Allgemeine Ziele politischer Erwachsenenbildung

Auch die Zielsetzungen politischer Erwach-
senenbildung sind — ebenso wie die darge-
legten Begründungen — unter einem doppel-
ten Aspekt zu sehen. Zunächst einmal sind 
Fähigkeiten des einzelnen zu entwickeln und 
zu fördern. Durch möglichst breite Streuung 
dieser Fähigkeiten soll politische Bildung 
dann auch Einfluß nehmen auf die politische 
Kultur der Gesellschaft.

1. Rationale Urteilsbildung

Politische Bildung soll dazu beitragen, daß 
der einzelne seine sozialen und politischen 
Urteile rationaler bilden kann.
Unter Rationalität wird hier vor allem die Fä-
higkeit verstanden, die eigenen Urteile auf 
ihr Zustandekommen und auf ihr Verhältnis 
zur sozialen und politischen Wirklichkeit hin 
überprüfen zu können. Es wäre aber utopisch, 
als Zielsetzung der politischen Bildung einen 
Bürger vor Augen zu haben, der sich nur 
noch ausschließlich rational in diesem Sinne 
verhalten, der ständig alle seine Urteile über-
prüfen würde. Es geht vielmehr darum, daß 
der Bürger dazu grundsätzlich in der Lage ist 
und sich vor allem vor wichtigen Entschei-
dungen rational verhält. In dem Maße, in dem 
er dazu nicht fähig ist, bleibt er von seinen 
subjektiven Stimmungslagen, von Fremdurtei-
len, von Überredung und Gruppendruck, von 
seinen Augenblicksinteressen abhängig. Das 
bedeutet dann aber auch, daß er als Bürger 
einer freiheitlichen politischen Gemeinschaft 
von den verfassungsmäßig garantierten Mei- 
nungs-, Rede- und Koalitionsfreiheiten nicht 
als relativ autonomes Subjekt Gebrauch ma- 
hen kann, sondern Objekt seiner unmittelba-

ren Umwelteinflüsse und der jeweiligen öf-
fentlich wirksamen Meinungen und Verhal-
tensweisen bleibt.

Zur Rationalität im hier gemeinten Sinne ge-
hört nicht nur die Pflege des analysierenden 
Intellekts. Das Einüben des Denkens in Zu-
sammenhängen, des Erkennens der Wertrele-
vanz politischer Sachverhalte und der Wahr-
nehmungsfähigkeit für die Lebenssituationen 
und Bedürfnisse anderer ist nicht weniger 
wichtig. Deshalb kann diese Zielsetzung auch 

nicht als Vernachlässigung oder gar Unter-
drückung emotionaler Dimensionen verstan-
den werden. Es geht um die Verstärkung der 
Kompetenz des einzelnen, alle Fähigkeiten, 
durch die er in politisch relevante Umweltbe-
ziehungen treten kann, bewußt steuern zu 
können. Solche Kompetenz wird nicht in ei-
nem einmaligen Bildungsgang erworben, um 
dann kontinuierlich aktualisiert zu werden. 
Sie muß immer wieder trainiert werden, weil 
die ihr entgegenstehenden Faktoren im All-
tagsleben zu mächtig sind.
Die Betonung von formalen, inhaltlich also 
zunächst offenen Kompetenzen beruht ihrer-
seits auf einer Wertentscheidung. Denn der 
Würde der Person entspricht und aus dem 
Recht auf Entfaltung der Persönlichkeit folgt 
unter anderem auch das Recht auf eigene 
Meinung, auf selbstverantwortetes Urteil. Die 
Pflege der formalen Urteilskompetenz ergibt 
sich also aus einer prinzipiellen, wertorien-
tierten Auffassung über die Situation des 
Menschen in der Gesellschaft. Somit ist die 
Förderung solcher formalen Kompetenzen 
auch eine Konsequenz der freiheitlich-demo-
kratischen Verfassungsordnung. Sie ist als 
systemkonformes Postulat auch nur in einer 
freiheitlichen Ordnung sinnvoll, da jede an-
dere Ordnung das selbständige politische Ur-
teil zumindest als störend diffamiert.
Stärkung der personalen Autonomie und För-
derung des selbständigen Urteils sind ent-
scheidende Postulate, die nicht von der Uto-
pie eines isolierten Individuums ausgehen. 
Sie haben nicht die Aufhebung aller Abhän-
gigkeiten und Bindungen zum Ziel, sondern 
die Möglichkeit des Bewußtseins der Abhän-
gigkeit und damit auch eine gewisse Kompe-
tenz, zwischen alternativen Abhängigkeits-
möglichkeiten wählen zu können.
Eine Fehlentwicklung der Betrachtungsweisen 
des Verhältnisses zwischen dem einzelnen 
und der Gesellschaft in den letzten Jahren ist 
unter anderem auch darin zu sehen, daß die 
Kategorie der Abhängigkeit nur noch aus-
schließlich negativ wertbesetzt behandelt 
wurde. Schon deshalb gehen viele Aussagen 
der sogenannten emanzipatorischen Pädago-
gik an der Wirklichkeit der menschlichen 



Existenz und damit an den Möglichkeiten der 
tatsächlichen Hilfe für den einzelnen vorbei. 
Jede soziale Beziehung enthält immer auch 
Momente der Abhängigkeit, die für den ein-
zelnen keineswegs nur belastend, sondern 
auch entlastend, für die Verwirklichung 
menschlicher Existenz geradezu notwendig 
sind.
Rationalität des Urteils heißt in diesem Zu-
sammenhang zunächst nichts anderes als die 
Fähigkeit, sich unter anderem auch seiner 
Abhängigkeit bewußt zu werden. Dies kann 
zu einer Ablehnung von Abhängigkeiten und 
zu dem Versuch, sich von ihnen frei zu ma-
chen, führen, wo man in ihnen keinen Sinn 
sieht. Es kann aber ebensogut zu bewußten 
Bejahungen von Abhängigkeiten führen und 
ist auch dann ein personalautonomer Akt. 
Auch die bewußte Übernahme der Bürgerrolle 
in einem Staat ist ohne Anerkennung der Ab-
hängigkeiten und Gehorsamsverpflichtungen 
nicht denkbar.
Es ist ein durchaus richtiges Teilziel von po-
litischer Bildung, wenn gesagt wird, die Men-
schen sollen in ihr lernen, ihre eigenen Inter-
essen zu erkennen und zu artikulieren. Als 
ausschließliches und verabsolutiertes Ziel ist 
dies jedoch anarchistisch und asozial. Es wird 
in solcher Ausschließlichkeit meistens auch 
gerade von jenen vertreten, die auf der ande-
ren Seite vorgeben, sie wüßten ziemlich ge-
nau, welches die Interessen der einzelnen zu 
sein hätten. Eine solche Mischung von anar-
chistischen und kollektivistisch-totalitären 
Tendenzen hat die politische Bildung in den 
letzten Jahren teilweise in Mißkredit ge-
bracht. Solche Tendenzen müssen notwendi-
gerweise die politische Bildung in Manipula-
tion und Indoktrination verfälschen und wi-
dersprechen dem Menschenbild unserer Ver-
fassung.

2. Das Einüben der Bürgerrolle

Indem politische Bildung Menschen motiviert 
und ihnen hilft, ihre Bürgerrolle in der Demo-
kratie wahrzunehmen, dient sie nicht nur den 
einzelnen, sondern auch dem Staat, dem in 
ihm verfaßten Volk und seinen Gruppen. Will 
politische Erwachsenenbildung möglichst vie-
len Bürgern helfen, dann muß ihr ein differen-
ziertes Bild der Möglichkeiten, die Bürgerrol-
le zu verwirklichen, zugrunde liegen. Die For-
mel, politische Bildung habe die Bürger zum 
politischen Engagement zu führen, ist nicht 
falsch. Sie ist aber zu eng gefaßt, weil sie von 
vornherein jene Menschen ausschließt und 
entmutigt, die, aus welchen Gründen auch im-
mer, ein besonderes politisches Engagement 
für sich selbst nicht vorsehen wollen.

Vor allem aber ist der Begriff des politischen 
Engagements in den letzten Jahren häufig zu 
einseitig ausgelegt worden. Diese Einseitig-
keit hat vor allem zwei Aspekte:
1. Es wird so getan, als würde der einzelne 
seine Bürgerrolle erst dann verantwortlich 
wahrnehmen, wenn er sich kontinuierlich po-
litisch betätigt. Im Extrem geht dies so weit, 
daß man dem Bürger einredet, er würde seine 
politische Verantwortung nur wahrnehmen, 
wenn er alles, was er tut oder erlebt, auch 
unter politischen Gesichtspunkten betrach-
tet.
2. Die wichtige Forderung nach Kritikfähig-
keit wird vielfach überzogen, indem aus-
schließlich das kritische Engagement als das 
für den Bürger angemessene ausgegeben 
wird. Mit Hilfe eines oberflächlichen Kritik-
begriffes wird nur das negative Werturteil 
gegenüber dem Staat, seinen Institutionen 
und gegenüber den politischen Repräsentan-
ten als wahrhaft kritisches Urteil charakteri-
siert. Inhaltliche Übereinstimmung zwischen 
Regierten und Regierenden wird von vornher-
ein verdächtigt oder als falsches Bewußtsein 
diffamiert.
Demgegenüber muß die Rolle des Bürgers dif-
ferenziert gesehen werden, wenn politische 
Bildung nicht von jeweiligen Gruppen einsei-
tig instrumentalisiert werden soll. Ein Bürger, 
der Politik lediglich aufmerksam beobachten 
will, soweit ihm dies möglich ist, um an den 
allgemeinen Wahlen mit einigermaßen be-
gründetem Urteil teilnehmen zu können, rea-
lisiert bereits ein politisches Engagement, das 
nicht gering zu schätzen ist. Politische Bil-
dung darf ihm die Hilfe zu solchem Engage-
ment nicht versagen. Selbstverständlich soll 
politische Erwachsenenbildung die Möglich-
keiten eines darüber hinausgehenden Enga-
gements aufzeigen und Hilfen auch für dessen 
Wahrnehmung bereitstellen für die, die dies 
wollen. Es geht hier darum, einer mehr oder 
weniger ausdrücklichen Diffamierung des 
Bürgers, der seinen wesentlichen Lebensin-
halt im Beruf oder in anderen Bereichen, 
nicht aber unmittelbar in der Politik sieht, 
entgegenzutreten. Eine freiheitliche Gesell-
schaft lebt geradezu davon, daß die Menschen 
ihre Rollen im Beruf, in Familie, in Hilfsorga-
nisationen, in Kirchen, in der Wissenschaft, 
in der Kunst, im Sport usf. wahrnehmen. Der 
gleichzeitigen Ausfüllung mehrerer Rollen 
sind Grenzen gesetzt. Politische Bildung dient 
der freiheitlichen Ordnung, indem sie auf der 
einen Seite den Menschen die Möglichkeiten 
und Bedeutungen einer bewußt wahrgenom-
menen Bürgerrolle aufzeigt und auf der ande-
ren Seite aber ebenso deutlich macht, daß frei-



heitliche Ordnung den einzelnen nicht umfas-
send und auf die politische Bürgerrolle redu-
ziert in Pflicht nimmt.
Die Förderung der Kritikfähigkeit ist ein we-
sentliches Ziel politischer Bildung in einer 
freiheitlichen Demokratie. Kritisches Verhal-
ten bedeutet vor allem rationales Abwägen 
und Urteilen. Am Ende einer kritischen Prü-
fung kann ebensosehr Zustimmung wie Ab-
lehnung stehen. Es muß als eine Fehlentwick-
lung betrachtet werden, die weder dem ein-
zelnen Bürger noch der Gesellschaft nützt, 
wenn unter dem kritischen Bürger vielfach 
nur noch der protestierende Bürger verstan-
den wird. Dafür dürften vor allem zwei proble-
matische Auffassungen vom Staat mitverursa-
chend sein:
Auf der einen Seite wird der Staat fast nur 
noch als eine Verteilungsorganisation angese-
hen, der gegenüber man lediglich seine je-
weiligen Interessen möglichst erfolgreich zu 
vertreten hat. Auf der anderen Seite wird der 
Staat als eine Organisation der Herrschenden 
ausgegeben, der gegenüber sich der Bürger 
ausschließlich in der Situation der Abhängig-
keit oder gar der Unterdrückung befindet. In 
beiden Fällen wird die Tatsache ausgeklam-
mert, daß gerade ein freiheitlicher Staat nicht 
existieren kann, wenn er nicht vor allem auch 
als Rechtsgemeinschaft aufgefaßt wird. Eine 
freiheitliche Rechtsgemeinschaft ist auf kriti-
sche Loyalität und Integrationsbereitschaft an-
gewiesen. Politische Bildung muß vor allen 
Dingen auch diesen Aspekt des Bürgerseins 
vermitteln.
Nur eine realitätsbewußte und geschichtsbe-
zogene politische Bildung befähigt zu einem 
humanen politischen Engagement.
Radikale, nur an utopischen Entwürfen orien-
tierte Kritik darf nicht auf die Zerstörung der 
Ordnungen hinwirken, die, gemessen an den 
Normen und Wertprämissen der Verfassung, 
notwendigerweise unvollkommen sind. Sie 
kündigt sonst die Loyalität gegenüber der je 
konkreten Rechtsgemeinschaft auf und nimmt 
dem Bürger die Möglichkeit, zusammen mit 
anderen an der schrittweisen Verbesserung 
der Zustände zu arbeiten.
In diesem Zusammenhang ist auch die Forde-
rung zu problematisieren, politische Bildung 
habe in erster Linie Meinungen und Einstel-
lungen zu verändern. Entweder geht eine sol-
che Zielformulierung von der Voraussetzung 
aus, daß es zu einem je gegebenen Zeitpunkt 
nur negativ zu bewertende Meinungen und 
Einstellungen gibt; dann macht sich dieses 
Bildungsprogramm einen Wahrheits- oder Ge-
wißheitsanspruch zu eigen, der in der Demo-

kratie niemandem zusteht. Oder aber dieser 
Zielsetzung liegt die Auffassung zugrunde, 
politische Bildung habe sich ausschließlich 
mit zu verändernden Meinungen und Einstel-
lungen zu befassen; dann entsteht langfristig 
der Eindruck, politische Bildung sei lediglich 
ein Umerziehungsinstrument, das die Bürger 
zum Objekt macht.
Demgegenüber kann es ebenso berechtigt als 
Aufgabe der politischen Bildung angesehen 
werden, positiv zu wertende Meinungen und 
Einstellungen zu stabilisieren und zu verstär-
ken. Wenn es richtig ist, daß eine freiheitlich-
repräsentative Demokratie sowohl auf Wach-
samkeit wie auf Vertrauen der Bürger ange-
wiesen ist, dann kann sich politische Bildung 
nicht einseitig nur als Verstärkung des Miß-
trauens verstehen. Wo politische Bildung auf 
unchristliche Loyalität bis hin zur Vertrauens-
seligkeit trifft, wird sie also die Kritikfähigkeit 
stärken müssen, ohne Loyalität und Vertrau-
en völlig abzubauen. Wo ihr hingegen blo-
ße Protesthaltung und Loyalitätsverweigerung 
entgegentritt, wird sie Loyalität und Vertrau-
en aufbauen müssen, ohne die Kritikfähigkeit 
zu schwächen.

3. Der rationale Dialog

Der politischen Erwachsenenbildung kommt 
auch die Aufgabe zu, ständig an der Rationa-
lisierung der politischen Kommunikationspro-
zesse mitzuwirken. Für eine freiheitlich-plura- 
le Demokratie ist es nicht gleichgültig, in 
welcher Weise sich das Sprechen zwischen 
Repräsentanten und Repräsentierten einerseits 
und zwischen den verschiedenen Gruppen der 
Gesellschaft andererseits abspielt.
Wiederum geht es nicht um das utopische 
Ziel, den politischen Dialog der Gesellschaft 
als eine völlig machtfreie, ausschließlich an 
Kriterien eines wissenschaftlichen Disputs 
orientierte Diskussion zu verwirklichen.
Die notwendigen Machtfaktoren und die stra-
tegische und taktische Orientierung des poli-
tischen Sprechens drohen aber ohne Gegenge-
wichte die öffentliche Diskussion immer wie-
der von den Sachproblemen wegzudrängen 
und die Entscheidungsprobleme selbst für die 
Bürger unkenntlich zu machen. Politische Bil-
dung kann und soll Rationalität in dieser Dis-
kussion verstärken, indem sie Gelegenheiten 
zu Gesprächen zwischen Politikern und Bür-
gern und zwischen den Gruppen anbietet, die 
nicht unter Entscheidungsdruck stehen und in 
denen nicht die Absicht der Werbung domi-
niert. Dies setzt allerdings die Bereitschaft mög-
lichst vieler Politiker voraus, sich an solchen 
sachlichen Erörterungen zu beteiligen und da-



bei auf die werbende und rechtfertigende 
Sprache weitgehend zu verzichten.
Der genannten Aufgabe kommt politische 
Bildung.sicherlich auch dadurch nach, daß sie 
sich an wissenschaftlichen Erkenntnissen 
orientiert. Diese Verwissenschaftlichung der 
politischen Bildung sollte aber nicht zum 
Selbstzweck werden, so daß sich politische 
Bildung in erster Linie als Einrichtung der 
Vermittlung von Wissenschaft versteht. Ten-
denzen dieser Art machen immer wieder ver-
schiedene Gefahren deutlich: Entweder wird 
die Vermittlung zu abstrakt und hilft dem 
Bürger dadurch nicht, die Wirklichkeit der 
Politik besser zu verstehen. Oder aber die po-
litische Bildung gerät in eine Pseudowissen- 
schaftlichkeit, weil die Ziele für eine Kurz-
zeitpädagogik zu hochgesteckt sind.
Politische Bildung soll nicht nur zwischen 
Wissenschaft und Bürger, sie soll vor allem 
auch zwischen Politik und Bürger vermitteln. 
In vielen Fällen eignet sich die Sprache der 
Wissenschaft nicht für die Lernprozesse in 
der politischen Bildung. Auch decken sich die 
Forschungsinteressen der Wissenschaft kei-
neswegs immer mit den Lernbedürfnissen in 

der politischen Bildung. Deshalb kommt der 
politischen Bildung die wichtige Aufgabe zu, 
Ergebnisse der Wissenschaften und Erfahrun-
gen der praktischen Politik für ihre Vermitt-
lungsaufgabe aufzubereiten.
Streng wissenschaftliche Orientierung hat 
den Vorteil, daß nicht Erkenntnisse als wis-
senschaftlich ausgegeben werden, die wissen-
schaftlichen Maßstäben nicht standhalten. 
Auf der anderen Seite aber bleiben Ge-
sprächsbedürfnisse unbefriedigt. Gerade der 
wertorientierte Bereich des Politischen muß 
auch anderen als wissenschaftlichen Erkennt-
nisweisen offenbleiben. Wenn zum Beispiel 
dem Teilnehmer der politischen Bildung ge-
sagt wird, die Wissenschaft könne über in-
haltliche Wertentscheidungen keine Aussage 
machen, dann hat er zwar ein Wissenschafts-
verständnis gewonnen, bleibt aber ohne Hilfe 
im Umgang mit in einer Gesellschaft gültigen 
oder umstrittenen Werten. Damit ist nicht be-
stritten, daß strenge Wissenschaftlichkeit in 
Teilen und Phasen der Bildungsprozesse ihren 
legitimen Platz hat; hier geht es um die.Ziel-
setzung der politischen Bildung in ihrer Ge-
samtheit.

III. Der Ordnungskonsens
— öffentliche Förderung und Verfassungskonsens

Mit öffentlichen Mitteln geförderte politische 
Bildung setzt einen Konsens über die Grund-
prinzipien der verfassungsmäßig festgelegten 
politischen Ordnung voraus. Wenn dieser 
Konsens nicht mehr als selbstverständlich 
vorausgesetzt werden kann, sind die fördern-
den Stellen verpflichtet, Maßnahmen zu er-
greifen, die verhindern, daß sich jene Grup-
pen, die den Konsens aufgekündigt haben, der 
politischen Bildung bemächtigen. Die Alterna-
tive zu staatlichen Kontrollen kann nur in 
Initiativen der Träger und Einrichtungen der 
politischen Bildung selbst liegen. Aus diesem 
Grund muß das Hauptgewicht auf eine inten-
sive, offene und öffentlich wirksame Diskus-
sion im Sinne des ständigen Arbeitens an der 
Konsensbildung gelegt werden. Alle, die an 
einer Förderung ihrer politischen Bildungs-
maßnahmen seitens der öffentlichen Hand in-
teressiert sind, müssen bereit sein, mit allen 
anderen zusammen an der Herstellüng eines 
ordnungspolitischen Konsenses zu arbeiten. 
Im Gesamtsystem der Erwachsenenbildung 
soll politische Bildung durchaus konkurrie-
rend vor sich gehen, was die Interessen und 
Zielsetzungen im Rahmen der Verfassungs-
ordnung angeht. Sie kann aber nicht konkur-

rierend sein zwischen der Bejahung und Ver-
neinung der Verfassung.
Die gemeinsame Arbeit am Verfassungskon-
sens hat nicht zuletzt den Zweck, daß die in 
der politischen Bildung tätigen Einrichtungen 
und Personen selbst initiativ werden, um sich 
von extremistischen Einflüssen und Indoktri-
nationen freizumachen. Man sollte auch in 
diesem Punkt nicht immer auf staatliche Maß-
nahmen warten, sondern selbst aktiv daran 
arbeiten, daß die politische Bildung in der Öf-
fentlichkeit wieder jenes Vertrauen zurückge-
winnt, welches die notwendige Grundlage für 
eine öffentliche Förderung ist.
Bei allem ist zu beachten, daß die Frage des 
Spielraums der öffentlichen Förderung politi-
scher Bildung nicht identisch ist mit der Fra-
ge nach dem Spielraum der Meinungsfreiheit 
in unserer Ordnung. Das Recht z. B., auf der 
Straße für kommunistische und andere extre-
mistische Auffassungen Propaganda zu ma-
chen, begründet noch keinen Anspruch auf 
öffentliche Finanzierung von Maßnahmen, 
auch dann nicht, wenn sie als politische Bil-
dung ausgegeben werden.
Die Diskussion über den Ordnungskonsens ist 
eine ständige Aufgabe und sollte nicht nur 



auf abstrakter Ebene geführt werden. Konsens 
und Dissens sind vielmehr immer wieder am 
Beispiel konkreter Fragestellungen zu über-
prüfen. Die Gruppen und Einrichtungen, die 
öffentliche Förderung ihrer politischen Bil-
dungsarbeit in Anspruch nehmen wollen, soll-
ten im Rahmen des öffentlichen Dialogs auf-
gefordert sein, ihre Auffassung vom notwen-
digen Konsens im Sinne der Förderungsbedin-
gungen anhand konkreter Kontroversen, die 
in der Gesellschaft zu beobachten sind, darzu-
stellen. Im Sinne dieser Aufforderung zum of-
fenen Dialog werden hier folgend einige The-
sen aufgestellt. Träger, die diese Mindestfor-
derungen ablehnen, sollten nicht öffentlich 
gefördert werden.

1. Das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland ist eindeutig auf die repräsenta-
tive Demokratie als grundsätzliches Struktur-
prinzip unserer staatlichen Ordnung festge-
legt. Das schließt ergänzende plebiszitäre Ele-
mente oder die Diskussion über den Nutzen 
oder die Problematik eines stärkeren Ausbaus 
dieser Elemente nicht aus. Aber es schließt 
die Werbung für prinzipielle Alternativen im 
Sinne plebiszitärer Demokratie oder der Räte-
demokratie oder jedweder Diktatur, auch der 
des Proletariats, aus. Die Werbung für solche 
Alternativen als Zielsetzung politischer Bil-
dung hat keinen Anspruch auf öffentliche 
Förderung. Davon zu unterscheiden ist die 
Möglichkeit der Diskussion solcher Alternati-
ven. Es muß zum Beispiel auch im Rahmen öf-
fentlich geförderter politischer Bildung mög-
lich bleiben, daß Veranstalter Vertreter sol-
cher Auffassungen oder entsprechende Publi-
kationen in den politischen Bildungsprozeß 
zum Zwecke der kritischen Auseinanderset-
zung einbauen.

2. In unserer Gesellschaft wird das Problem 
der Gewalt diskutiert. Der moderne Rechts-
staat ist, unter anderem eindeutig darauf an-
gelegt, subjektive Rechtsnahme zu verhindern 
und für die Rechtssuche klar formulierte und 
formalisierte institutionelle Wege zu eröff-
nen. Die Befürwortung von Interessens- oder 
Meinungsdurchsetzung auf dem Wege der 
Gewalt kann keinen Anspruch auf öffentliche 
Förderung erheben. Dabei sollte durchaus 
auch die politische Moral, die in bestimmten 
Fragen nicht losgelöst von geschichtlicher 
Verantwortung betrachtet werden kann, eine 
Rolle spielen. Es muß geradezu als ein Skan-
dal bezeichnet werden, daß in einem Land, in 
dem noch die Erinnerung an die „Reichs-
kristallnacht“ lebendig ist oder sein sollte, die 
Gewalt gegen Sachen als legitim dargestellt 
wird.

Personen, Gruppen und Einrichtungen, die für 
ihre politische Bildungsarbeit öffentliche För-
derung beanspruchen, sollten Einigkeit erzie-
len in der Ablehnung jeglicher Gewaltanwen-
dung zur Durchsetzung von Gruppeninteres-
sen und Gruppenauffassungen im Rahmen un-
serer Verfassungsordnung. Die These von der 
strukturellen Gewalt, die Gegengewalt not-
wendig macht, kann nicht ernst genommen 
werden, da es eine Gesellschaft ohne Institu-
tionen, die mit dem Recht der Gewaltanwen-
dung ausgestattet sind, nicht gibt. Geschicht-
lich gesehen ist das Gewaltmonopol des Staa-
tes ein wichtiger Schritt zur Überwindung 
willkürlicher Rechtsnahme durch einzelne und 
durch Gruppen und ebenso zur Befriedigung 
der Gesellschaft. Die Wahrnehmung des staat-
lichen Gewaltmonopols muß in freiheitlichen 
Ordnungen kritisch beobachtet und auf den 
dafür verfassungsmäßig vorgesehenen Wegen 
kontrolliert werden. Der Weg dieser Kritik in 
die Propagierung von Gegengewalt ist aber 
historisch gesehen ein Rückschritt hinter den 
erreichten Freiheits- und Gerechtigkeitsgrad 
des modernen Verfassungsstaates. Die Beur-
teilung des Gewaltproblems ist sicherlich 
auch abhängig von der wertenden Sicht der 
real gegebenen politischen Ordnung und der 
konkreten Zustände in unserem Staate. Wer 
tatsächlieh der Auffassung ist, daß wir in ei-
nem reinen Unterdrückungssystem leben, daß 
unser Staat auf dem direkten Wege in die fa-
schistische Diktatur ist, der wird zur Frage 
der Gewaltanwendung und der revolutionären 
Gesinnung ein anderes Verhältnis haben. Sol-
che Charakterisierungen unserer politischen 
und sozialen Ordnung können vor einer un-
voreingenommenen, nicht fanatisierten, histo-
risch vergleichenden Überprüfung nicht be-
stehen. Es ist nicht nur legitim, sondern sogar 
zu fordern, daß staatliche Instanzen die Ver-
breitung solcher Diffamierungen unserer poli-
tischen Ordnung nicht unterstützen.
3. Eine der großen Schwierigkeiten der ge-
genwärtigen Lage ist dadurch gegeben, daß 
im Demokratieverständnis der Konsens brü-
chig und nicht mehr klar artikulierbar gewor-
den ist. Dabei spielen für die politische Bil-
dung nicht einmal absolut gegensätzliche 
Ordnungsalternativen die entscheidende Rol-
le. Für den Konsens unter den freiheitlichen 
Demokraten erweist sich vielmehr die ver-
breitete Tendenz, das Demokratieverständnis 
im Sinne eines Ordnungskonzepts möglichst 
in jeder Hinsicht materiell zu füllen und kon-
troverse Konzepte in der Ausgestaltung der 
Demokratie an die verbindliche Grundord-
nung zu binden, als verhängnisvoll.
Im Grunde stehen sich hier offene und ge-
schlossene Demokratievorstellungen gegen-



über. Eines der fundamentalsten, Freiheit und 
Frieden stiftenden Merkmale der modernen 
rechtsstaatlichen Demokratie ist die Tatsache, 
daß sie vor allem die Formen der Willensbil-
dung und der Entscheidungsfindung festlegt, 
während sie sich der inhaltlichen Vorweg-
nahme politischer Problemlösungen weitge-
hend enthält und auf relativ wenige Wert-
prinzipien beschränkt. Gerade dadurch bildet 
die freiheitliche Demokratie Rahmenbedin-
gungen für weitgehende Meinungs- und Ziel-
freiheit und für eine offene Diskussion und 
Auseinandersetzung zwischen kontroversen 
Problemlösungen. Diese Freiheitsräume wer-
den in dem Maße eingeengt, in dem umstritte-
ne Problemlösungen mit der verbindlichen, 
Konsens beanspruchenden Grundordnung iden-
tifiziert werden.
Je geschlossener das Demokratieverständnis, 
um so folgerichtiger sind Tendenzen eines au-

toritären Gesinnungsdrucks. Wer dann nicht 
für bestimmte Formen der wirtschaftlichen 
Mitbestimmung ist, gilt nicht mehr als Demo-
krat. Wer sich nicht zu bestimmten Realisie-
rungsformen der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau bekennt, wird als demokra-
tiefeindlich charakterisiert. Wer nicht bereit 
ist, jegliche tradierte Struktur des Bildungs-
wesens zu verwerfen, muß sich den Vorwurf 
der Demokratiefeindlichkeit gefallen lassen.
Diese Thesen sind als Beispiele gedacht für 
die Aufforderung, an einem Konsens zwi-
schen denen, die öffentlich geförderte politi-
sche Bildung betreiben, zu arbeiten. Es würde 
das Ansehen der politischen Erwachsenenbil-
dung und damit auch ihre Überzeugungskraft 
stärken, wenn eine Solidarität der plural 
strukturierten Erwachsenenbildung in solchen 
Fragen öffentlich vernehmbar herbeigeführt 
werden könnte.

IV. Ziele, Inhalte und Methoden der politischen Erwachsenenbildung 
— Differenzierte Teilnehmererwartungen, Wissensdefizite
und Programmgestaltung

Bei den Teilnehmern politischer Bildungsver-
anstaltungen gibt es unterschiedliche Erwar-
tungen: Es werden Informationen zur eigenen 
Meinungs- und Urteilsbildung gewünscht; 
man erwartet Orientierung über komplexe 
politische und soziale Vorgänge; man möchte 
Begründungen für politische Entscheidungen 
erfahren und kritisieren; man sucht Verstän-
digung mit Gleichgesinnten oder die Ausein-
andersetzung mit Gesprächspartnern anderer 
politischer Überzeugungen; man erwartet Hil-
festellung zum Erwerb von Fähigkeiten, um 
sich am politischen Willensbildungsprozeß 
wirksam beteiligen zu können. Diese Erwar-
tungen können in einer Person vereinigt, aber 
auch innerhalb einer Teilnehmerschaft diffe-
renziert auftreten. Das Gesamtangebot der po-
litischen Erwachsenenbildung muß den diffe-
renzierten Erwartungen gerecht werden. Die 
Erwartungen weisen in der Regel subjektive 
Betroffenheit aus, an denen politische Bildung 
soweit wie möglich anknüpfen sollte.

Die Veranstaltungsprogramme sollten nicht 
nur die generellen Ziele des jeweiligen Trä-
gers benennen, sondern auch Auskunft geben 
über die zu erwerbenden Qualifikationen, 
über die Inhalte und über die Methoden.

Für den Bürger, der seine soziale und politi-
sche Situation und seine Rechte und Pflichten 
in der freiheitlichen Rechtsgemeinschaft ver-
stehen und begreifen will, stellt die Informa-
tion über die gesellschaftlichen und staatli-

chen Institutionen, über ihre Kompetenzen 
und Wirkungsmöglichkeiten eine wichtige 
Grundlage dar. Die einseitige Überbetonung 
der Institutionenkunde früherer Jahre, insbe-
sondere im Bereich der schulischen politi-
schen Bildung, hat nicht nur berechtigte Kri-
tik hervorgerufen, sondern auch zu einer 
nicht gerechtfertigten Abwertung der Institu-
tionenkunde schlechthin geführt. Ohne grund-
legende Kenntnisse der gesellschaftlichen und 
staatlichen Institutionen werden aber Einsich-
ten und Urteile über die freiheitliche Demo-
kratie unmöglich gemacht.

Grundsätzlich sind alle Themenbereiche poli-
tischer Bildung geeignet, Wert-, Sach- und 
Sozialkompetenzen des Bürgers zu erweitern. 
Neben der Institutionenkunde sind vor allem 
zeitgeschichtliche Kenntnisse und die Kom-
munalpolitik als defizitäre Bereiche der politi-
schen Bildung zu nennen. Eine Überprüfung 
gängiger Alltagsurteile läßt unschwer erken-
nen, daß zeitgeschichtliche Kenntnisse, zu de-
nen inzwischen auch die Entwicklungen nach 
dem Zweiten Weltkrieg gehören, in völlig un-
zulänglichem Umfang verbreitet sind. Die weit-
hin noch vernachlässigte Kommunalpolitik ist 
am ehesten geeignet, Handlungsmöglichkei-
ten und Handlungskompetenzen zu vermit-
teln.
Weiterhin als defizitär kann die Auseinander-
setzung mit anderen politischen Systemen, 
vor allem auch mit totalitären Demokratie-
vorstellungen, bezeichnet werden. Allgemei-



ner formuliert, kann man von einer Vernach-
lässigung der ordnungspolitischen Perspekti-
ven sprechen. Dabei ist durchaus zuzugeben, 
daß deren Betonung in früheren Jahren aus 
geschichtlich verständlichen Gründen zu Ver-
kürzungen geführt hat, welche die differen-
zierte Betrachtung realer Entwicklungen ver-
nachlässigte. Aber die Überwindung der mehr 
statischen und vereinfachten Betrachtungs-
weise zugunsten einer prozessualen hat in-
zwischen zu einer weitgehenden Ausblendung 
ordnungspolitischer Grundstrukturen geführt, 
die nach wie vor fundamentale Unterschei-
dungen zwischen Ordnungen im staatlichen, 
ökonomischen und gesamtgesellschaftlichen 
Bereich ermöglichen.
Die Methoden der Vermittlung politischer Bil-
dung müssen den jeweiligen Problemberei-
chen und Sachverhalten einerseits sowie den 
Lernbefähigungen und dem Lernverhalten der 
Teilnehmer andererseits adäquat sein. Auf 
keinen Fall dürfen sie die Gefahr der Persön-
lichkeitsverletzung und der Aufhebung des 
Subjektcharakters der Teilnehmer in sich ber-
gen. Alle Methoden sind ständig zu überprü-
fen, ob sie nicht der Manipulation dienen.
Unter der Vielzahl von Methoden gibt es kei-
ne, die allgemeinen Vorrang beanspruchen 
kann. Von der fachlichen Kompetenz der 
Teilnehmer, von ihrem Informationsstand und 
von ihrem Informationsbedürfnis wird es ab-
hängen, welche Rolle und welchen Umfang 
Vorträge in einer Veranstaltung haben. Von 
der Bereitschaft und dem Willen, das eigene 
Denkvermögen einzusetzen und sich in kon-
trollierbaren Schritten am Lernprozeß ständig 
und unmittelbar zu beteiligen, hängt es ab, 
inwieweit das Lehrgespräch möglich und not-
wendig ist. Zur Gruppenarbeit gehören als 
Voraussetzungen neben dem zeitlichen Rah-
men die Möglichkeiten, eigene Kenntnisse 
und Erfahrungen zur Kompetenzerweiterung 
sinnvoll einzusetzen.
So nützlich die Gruppenarbeit für die Entfal-
tung eigener Kenntnisse und Fähigkeiten und 
für das Entdecken der eigenen Kommunika-
tionsprobleme ist, so sehr bedarf sie einer ent-

sprechenden Sachkompetenz. Wenn vorausge-
setzt werden kann, daß alle Gruppenmitglie-
der ein zueinander ausgeglichenes Lernver-
halten haben und sich fachlich oder in ihrer 
Wertkompetenz ergänzen, bietet Gruppenar-
beit mit die günstigsten Voraussetzungen zur 
Verbesserung von Kritikfähigkeit und Urteils-
bildung, zur Förderung von Kreativität und 
Kompromißbereitschaft.
Gute Lernvoraussetzungen bietet gerade auch 
für Erwachsene das Planspiel. Zusätzlich zu 
den Vorteilen der Gruppenarbeit werden die 
Motivationen und das Engagement der Teil-
nehmer, ihre Fähigkeiten zur Problemlösung 
und zum Entscheidungshandeln gefördert. Zu-
mindest bei längerfristigen Veranstaltungen 
sollten in Ergänzung zu den genannten Ar-
beitsmethoden auch Repetitorien zur Selbst-
prüfung und Kurzreferate zur Befähigung der 
Erarbeitung von Einzelproblemen im Selbst-
studium stärker als bisher in der Erwachse-
nenbildung Eingang finden.
Auf alle Fälle muß politische Bildung sich so 
dialogisch wie möglich vollziehen. Dies muß 
für politische Erwachsenenbildung verbind-
lich sein, weil sie ihren Adressaten immer un-
beschadet aller Bildungsdefizite als mündigen 
Bürger zu respektieren hat.
Auch entspricht der offene Dialog der frei-
heitlich-demokratischen Gesellschaft, in der 
der Teilnehmer sich selbst, seine Probleme 
und Fragen, seine Kritik, seine Begründungen 
und Ablehnungen oder Zustimmungen im je-
weiligen Sachzusammenhang einbringen 
kann. In diesem Zusammenhang muß aber 
darauf aufmerksam gemacht werden, daß es 
Formen der Teilnehmerorientierung oder der 
Teilnehmermitbestimmung gibt, die sich ent-
gegen ihrem Etikett als sehr brauchbare In-
strumente der Teilnehmermanipulation erwei-
sen können und damit den Dialog zerstören. 
Mehrheitsbeschlüsse der Teilnehmer über In-
halt und Formen von Bildungsveranstaltun-
gen können einen höheren Grad von Fremd-
bestimmung bewirken als die Realisierung 
eines vorher allen Interessierten offengeleg-
ten Veranstaltungskonzepts.

V. Politische Bildung und politische Aktion 
— Gefahren einseitiger Instrumentalisierung der politischen Bildung

In der Diskussion der letzten Jahre ist die 
Grenze zwischen politischer Bildung und poli-
tischer Praxis unschärfer geworden. Dafür 
gibt es verschiedene Gründe. Einmal haben 
sich Gruppen vor allem vom extrem linken 
Spektrum mancher Bereiche oder Einrichtun-
gen der politischen Bildung bemächtigt, die 

mehr oder weniger ihre spezifischen politi-
schen Ziele durchsetzen wollen und von da-
her die politische Bildung instrumentalisieren. 
Von pointierten Positionen der Konflikttheo-
rie wurde die Auffassung verbreitet, daß es in 
der politischen Bildung in erster Linie auf die 
Analyse und Aufhellung sozialer Konflikte 



und auf ihre praktische Austragung ankä-
me.
Bestimmte emanzipationspädagogische Rich-
tungen wenden sich gegen das theoretische 
Lernen, wenn damit nicht Befreiung im Sinne 
ihrer emanzipatorischen Praxis verbunden ist. 

. Zum Teil in Verbindung mit Konflikt- und 
Emanzipationstheorien, zum Teil selbständig, 
hat in manchen Bereichen der Erwachsenen-
bildung eine betonte Psychologisierung ein-
gesetzt, die in der Auslösung und Bewältigung 
gruppendynamischer Prozesse und Selbst-
erfahrungsübungen wesentliche Komponen-
ten sozialer und politischer Bildung sieht. 
Schließlich haben Bestrebungen gegen eine 
einseitig kognitive, theoretisierend mitunter 
nur wissenschaftlich orientierte, wirklich- 
keits- und praxisferne politische Bildung zu 
einer starken Betonung des Lernens durch 
Tun geführt.
Einer einseitigen Instrumentalisierung der 
politischen Bildung für spezifische politische 
Zielsetzungen muß eine klare Absage erteilt 
werden, weil das überschreiten der Grenze 
zur Indoktrination dann kaum zu verhindern 
ist. Gerade die Verbindung der politischen 
Bildung mit der politischen Aktion hat die 
politische Bildung in Mißkredit gebracht.
Gegenüber einer zu sehr an harmonistischen 
Gesellschaftsbildern orientierten politischen 
Bildung ist die Herausstellung der sozialen 
und politischen Konflikte als wichtiger Ge-
genstand der politischen Bildung berechtigt 
und notwendig. Offene soziale Konflikte sind 
nicht zuletzt ein Ergebnis der Freiheit.
Wo die Freiheit der eigenen Meinung, der ei-
genen Interessenwahrnehmung, der eigenen 
Überzeugungen und Wertsetzungen besteht, 
ist der Konflikt ein wesentliches Prinzip des 
gesellschaftlichen und politischen Lebens. Zur 
politischen Sozialisation gehört nicht zuletzt 
das Einüben des Verhaltens in sozialen Kon-
flikten. Aber der Konflikt ist weder das einzi-
ge Verstehens- noch Lebensprinzip der Ge-
sellschaft. Gemeinschaftspflege, Integration, 
Identifizierung, Loyalität und Kooperation 
sind ebenso fundamental. Sicherlich geschieht 
ein wichtiger Teil der Sozialisation durch 
Verhalten in Konfliktsituationen. Und wie in 
der Klassengemeinschaft der Schule, so kann 
es auch in Erwachsenengruppen im Laufe ei-
nes politischen Bildungsprozesses Konflikte 
geben, die als Ernstfall verstanden und be-
wältigt werden müssen. Es ist unbestritten, 
daß man in und aus solchen Ernstfällen ler-
nen kann und soll. Aber nicht alles, was ge-
lernt werden muß, wird im Ernstfall gelernt. 
Dies gilt zum Beispiel für die unbefangene 
Analyse eines Konflikts. Und wiederum gilt, 

daß in der engen Verbindung mit der politi-
schen Aktion und der damit in der Regel ge-
gebenen Parteinahme politische Bildung 
leicht in Indoktrination oder zumindest in 
parteiliche Selektion übergeht.
Für die Begründung einer engen Verbindung 
oder gar Identität von politischer Bildung und 
Aktion durch das Emanzipationspostulat gilt 
ähnliches wie für den Konflikt. Außerdem 
wird hier besonders deutlich, daß der Überbe-
tonung der Aktion eine Unterbewertung der 
geistigen Fähigkeiten des Menschen zugrunde 
liegt. Der Mensch entfaltet sich nicht nur in 
der Aktion. Auch Erkenntnis alleine verän-
dert den Menschen und kann ein Schritt der 
Befreiung sein.
Gruppendynamische und Selbsterfahrungs-
übungen können schon deshalb nicht im Mit-
telpunkt der politischen Bildung stehen, weil 
eine Konzentration auf sie wichtige Teile der 
Politik oder gar das Politische selbst ausblen-
det. Politische Bildung hat keine therapeuti-
sche Aufgabe. Der politische Bildner, der mit 
solchen Verfahren unter Umständen tief in 
den Persönlichkeitsbereich anderer eingreift, 
maßt sich eine Kompetenz an, die ihm von 
der Zielsetzung der politischen Bildung her 
nicht gegeben ist.
Gründlich zu diskutieren ist die Auffassung, 
daß politisches Handeln im Rahmen der poli-
tischen Bildung notwendig sei, um die Ver-
bindung mit der Wirklichkeit zu erhalten 
oder wiederherzustellen. Aber die Problema-
tik und ihre Lösungsmöglichkeiten müssen 
differenziert gesehen werden. Unstrittig ist 
die Forderung nach eigenem Tun, wo sie me-
thodisch gemeint ist und sich gegen den rei-
nen Frontalunterricht, gegen das Vortragswe-
sen als zentrale Vermittlungsmethode wendet. 
Der Realitätsbezug der politischen Bildung ist 
hingegen zunächst eine Frage der Gegenstän-
de, sowohl was deren Auswahl als auch was 
die Verfahren ihrer Vermittlung betrifft.
Politische Erwachsenenbildung kann nur in 
den seltensten Fällen in einem langfristigen 
Kurssystem durchgeführt werden, das umfas-
sende Stoff- oder Problembereiche der Sozial-
wissenschaften vermittelt. Dagegen sprechen 
nicht nur Gründe der Organisation, der Zeit- 
und Arbeitsbelastung, sondern auch die Er-
wartungen der Erwachsenen selbst. Wenn po-
litische Bildung den Erwachsenen helfen soll, 
ihre soziale Umwelt besser verstehen und 
beurteilen zu lernen, dann empfiehlt es sich, 
daß die politische Bildung bei den politischen 
und politisch relevanten Rollen anknüpft, 
welche die Adressatengruppen spielen, oder 
an den Problemen, von denen diese betroffen 
sind.



Darüber hinaus kann der Wechselbezug zwi-
schen politischen Aktivitäten und politischer 
Bildung in der Erwachsenenbildung unter ent-
sprechenden Bedingungen intensiver sein als 
etwa beim Unterricht an öffentlichen Schulen. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
aus einer Veranstaltung außerschulischer po-
litischer Bildung Aktivitäten etwa im kommu-
nalen Bereich hervorgehen.
Schon gar nicht ausgeschlossen, sondern be-
grüßt werden sollten die Fälle, bei denen im 
Laufe politischer Aktivitäten ds Bedürfnis 
entsteht, das Problemfeld dieses Handelns in 
Bildungsveranstaltungen zu reflektieren und 
zu analysieren. Beide Male besteht aber keine 
volle Identität zwischen der politischen Ak-
tion und dem Prozeß der politischen Bildung. 
Der Kern der politischen Bildung muß gerade 
in Fällen solch enger Verbindung darin beste-
hen, daß in Distanz zum aktuellen Handeln 
Reflexionen ermöglicht werden, die nicht un-
ter unmittelbarem Entscheidungsdruck ste-
hen. Handlungssituationen verlangen oft rela-
tiv rasch Optionen. Bildungsprozesse zeich-
nen sich nicht zuletzt dadurch aus, daß sie 
nicht vorschnell in Optionen drängen. Sie sol-
len dazu helfen, die Optionen möglichst ratio-
nal zu begründen.
Bildungsprozesse müssen einen längeren 

Atem haben als politische Aktionen. Im Un-
terschied zu letzteren sollen sie auch von tak-
tischen Momenten möglichst frei gehalten 
werden. Praktisch ist aus diesen Abwägungen 
zu folgern, daß politische Bildungseinrichtun-
gen durchaus in die Lage kommen können, 
politische Aktivitäten mit Bildungsprozessen 
zu begleiten. Die Einrichtungen selbst sollen 
aber nicht als Initiatoren und Durchführer po-
litischer Aktionen im Rahmen politischer Bil-
dungsmaßnahmen auftreten. Gerade da, wo 
die politischen Bildungseinrichtungen in die 
Nähe der politischen Praxis kommen, haben 
sie die Aufgabe, die Rationalität der Optio-
nen, der Urteile und der Diskussionen zu för-
dern. Dieser Möglichkeit begeben sie sich, 
wenn sie selbst politische Aktionen anregen 
oder ihnen Ziele setzen. Die entscheidende 
Begründung dieser Norm ist darin zu sehen, 
daß diese Funktion ausfällt, wenn die politi-
sche Bildung sich selbst in die politische Pra-
xis verstrickt.
Gerade unter dem Aspekt der Rationalität 
kann politische Erwachsenenbildung durch-
aus kritische Funktionen gegenüber der prak-
tischen Politik haben. Indem sie sich selbst 
parteinehmend in die politische Auseinander-
setzung begibt, mindert sie Legitimität und 
Erfolgsaussicht dieser kritischen Position.

VI. Politische Bildung in homogenen und heterogenen Gruppen 
— Pluralismus als normatives Konzept

Aus der Bejahung des Gruppenpluralismus er-
gibt sich, daß es nicht nur gruppenunabhängi-
ge politische Bildung geben kann. Gruppen-
identifizierung und Gruppenloyalität sind we-
sentliche Faktoren des sozialen Selbstver-
ständnisses und des gesellschaftlichen Wir-
kens der einzelnen. Es kann nicht Aufgabe 
politischer Erwachsenenbildung sein, diese 
Faktoren zu eliminieren oder auch nur unbe-
rücksichtigt zu lassen. Unter diesem Aspekt 
hat politische Bildung vielmehr die Aufgabe, 
die Gruppenbindungen der einzelnen in ein 
geordnetes soziales Umwelt- und Ordnungs-
verständnis einzufügen und damit auch wie-
der zu rationalisieren.
Der Bürger muß üben können, seine Gruppen-
loyalität ohne Verabsolutierung und ohne 
Blindheit für die Interessen, Zielsetzungen 
und Situationen anderer zu aktualisieren. In 
der pluralistischen Demokratie steht der ein-
zelne Bürger immer wieder in der Spannung 
zwischen der Erkenntnis der eigenen Gruppen-
interessen einerseits und dem Verstehen an-
derer Interessen und des Gemeinwohls ande- 
rerseits zwischen dem Dienst an der eigenen 
Gruppe und dem Dienst an anderen und am 

Staat. Politische Bildung soll dem einzelnen 
auch helfen, diese Spannung auszuhalten.
Das kann sie nur, wenn sie den Pluralismus 
auch als normatives Konzept bejaht. Eine an 
überholten klassenkämpferischen Gesell-
schaftsvorstellungen orientierte politische Bil-
dung muß dieses Ziel verfehlen. Sie befähigt 
den einzelnen ihrer Tendenz nach nicht zur 
rationalen und toleranten Gegnerschaft, die 
den anderen in die Freiheit der eigenen Inter-
essen und der eigenen Meinungen versetzt, 
sondern verführt zur blinden und intoleranten 
Feindschaft.
Es muß Möglichkeiten der politischen Er-
wachsenenbildung geben, in denen gemeinsa-
mes Lernen in interessen- und meinungshete-
rogenen Gruppen und das üben des Dialogs 
möglich ist. Daneben sind aber Möglichkeiten 
der gruppeninternen oder gruppenorientierten 
politischen Erwachsenenbildung nicht nur in 
Kauf zu nehmen, sondern als gleichermaßen 
legitim anzusehen. Der einzelne hat nicht nur 
das Bedürfnis, sich dem kontroversen Dialog 
unter verschiedenen Grundauffassungen aus-
zusetzen, er hat auch das Bedürfnis, mit Mit-
gliedern der eigenen Gruppe auf der Basis ge-



meinsamer Grundauffassungen Probleme zu 
diskutieren. Gruppeninterne Veranstaltungen, 
bei denen die Indoktrination bewußt und kon-
sequent vermieden wird, können sogar in ge-
wisser Hinsicht die Rationalität des Dialogs 
mehr fördern, weil in heterogenen Teilneh-
merkreisen die jeweiligen Gruppenmitglieder 
sich eher zur bloßen Rechtfertigung und Ver-
teidigung der eigenen Gruppe veranlaßt se-
hen können.
Die Gruppen sind bei der Gestaltung ihres Ei-
genlebens prinzipiell autonom. Es kann nie-
mand von außen einer Gruppe das Recht 
streitig machen, Veranstaltungen durchzufüh-
ren, die in erster Linie dazu dienen, durch die 
verschiedensten Mittel der Überzeugungskraft 
und des Gruppenerlebnisses die Teilnehmer 
auf Gruppenziele einzuschwören, die Grup-
penloyalität für die Auseinandersetzung mit 
anderen zu stärken usf. Aber diese Gruppen-
aktionen sind klar zu unterscheiden von 
Veranstaltungen der politischen Bildung. So-
weit die Grenzen fließend sind oder bewußt 
nicht eingehalten werden, ist es Sache der 
Teilnehmer, inwieweit sie dies akzeptieren 
wollen oder nicht. Handelt es sich hingegen 
um öffentlich geförderte gruppeneigene Ver-
anstaltungen, dann muß die Förderung an 
Kriterien gebunden sein, welche die Einhal-
tung der Grenzen zwischen politischer Bildung 
und anderen gruppenintegrierenden Maßnah-
men transparent machen. Solche Kriterien 
sind zum Beispiel: die Zulassung von Kontro-
versen; die sachliche, also nicht bloß polemi-
sche Darstellung von anderen Positionen; die 
Zulassung aller Fragen, soweit sie sich im 
Rahmen der Thematik halten; der Verzicht 
auf Zwang zur Offenlegung der eigenen Op-
tionen im Sinne des Veranstaltungsergebnis-
ses. '
Für die Sicherung der Einhaltung solcher Kri-
terien gibt es keine Patentlösung. Die unmit-
telbare Beobachtung des Ablaufs solcher Ver-
anstaltungen durch die fördernde Stelle kann 

im Einzelfall gerechtfertigt, aber nicht gene-
relle Förderungsbedingung sein. Als eine 
Möglichkeit bietet sich an, den Teilnehmern 
die öffentliche Förderung der Veranstaltung 
und die damit verbundenen Bedingungen be-
kanntzugeben. Damit wäre immerhin die 
Möglichkeit geschaffen, daß sich Teilnehmer 
auf diese Kriterien berufen können.
Gruppenspezifische politische Erwachsenen-
bildung hat auch eine wichtige allgemeinpoli-
tische Funktion. Die geforderte Rationalität 
des Dialogs zwischen den Gruppen kann nicht 
darin bestehen, daß die an ihm Teilnehmen-
den von ihrer Gruppenzugehörigkeit absehen. 
Auch deshalb wäre es falsch, nur eine politi-
sche Bildung zu rechtfertigen, die nicht an 
politische oder gesellschaftliche Gruppen ge-
bunden ist und sich nur an heterogene Teil-
nehmerzusammensetzungen wendet. Beides 
ist notwendig. Es muß ein breitgestreutes An-
gebot gruppenunabhängiger politischer Bil-
dung geben, dessen Organisationsstruktur 
grundsätzlich jedem Bürger, der sich politisch 
bilden will, dies unter zumutbaren Bedingun-
gen ermöglicht.
Daneben ist aber auch die gruppenspezifische 
politische Bildung von öffentlichem Interesse. 
In der pluralen Gruppengesellschaft liegt es 
im allgemeinen Interesse, daß möglichst viele 
Menschen in Parteien, Gewerkschaften, Ver-
bänden und Kirchen auf der Basis und im 
Rahmen ihrer Gruppenidentifizierung poli-
tisch gebildet werden. Dieses allgemeine In-
teresse bezieht sich auf den Rationalitätsgrad 
sowohl der jeweils eigenen Gruppenbezie-
hung wie auch des Verhältnisses und der 
Kommunikation der Gruppen untereinander. 
Das Gruppenmitglied soll seine Zugehörigkeit 
gegenüber sich selbst und gegenüber anderen 
begründen können, soll Aufgaben und Stel-
lenwert seiner Gruppe im Rahmen des ganzen 
sozialen Systems beurteilen und die Identifi-
kationsgründe der Mitglieder anderer Grup-
pen nachvollziehen können.

VII. Lehrkräfte in der politischen Erwachsenenbildung
— Fachliche, pädagogische und politische Kompetenzen

Die thematische Breite der politischen Er-
wachsenenbildung verlangt eine Vielzahl von 
wissenschaftlichen Fachkompetenzen, die nur 
arbeitsteilig eingebracht werden kann. Stets 
muß aber mit der wissenschaftlichen die päd-
agogische Kompetenz verbunden sein. Wenn 
politische Erwachsenenbildung konkrete Poli-
tik verstehbar machen oder gar zum eigenen 
politischen Handeln motivieren und befähi-
gen soll, dann muß auch praktische politische 
Kompetenz in ihr wirksam werden. Mag die 

personelle Verbindung der drei Kompetenzen 
auch als Idealfall gelten, so wird man den-
noch nicht ihre gleichgradige Realisierung in 
einer Person zum verbindlichen Maßstab ma-
chen können. Auf der einen Seite verlangt die 
Bedeutung, die die Erwachsenenbildung in 
unserer Gesellschaft erlangt hat, eine Präzi-
sierung der Qualifikation für die in diesem 
Bereich hauptamtlich oder nebenamtlich Täti-
gen. Auf der anderen Seite ist das gesamte 
Arbeitsfeld so differenziert, daß man sich 



auch vor einer allzu engen Typisierung und 
Standardisierung im Berufsbild dieser Lehr-
kräfte hüten sollte.
Bei aller Notwendigkeit zunehmender Profes-
sionalisierung sollte gerade in diesem Bereich 
die Durchlässigkeit zu anderen Berufen in 
beiden Richtungen erhalten bleiben. Gerade 
die Erwachsenenbildung, in der es nicht nur 
auf institutionalisierte Abläufe, sondern zu-
mindest ebensosehr auf Kreativität und per-
sönliches Engagement ankommt, ist gegen-
über der mit Professionalisierung immer auch 
gegebenen Gefahr der Sterilität besonders 
empfindlich.
Für die hauptamtliche Tätigkeit in der politi-
schen Erwachsenenbildung sollte sozialwis-
senschaftliche Kompetenz im weiteren Sinne 
(also z. B. auch juristische, wirtschaftliche 
oder historische Kompetenz) Voraussetzung 
sein. In die Politikwissenschaft sollte eine 
hauptamtliche Lehrkraft in der politischen Er-
wachsenenbildung soweit eingedrungen sein, 
daß sie deren Methoden und Ergebnisse rezi-
pieren, gegebenenfalls zwischen dem Fachwis-
senschaftler und den Teilnehmern einer Bil-
dungsveranstaltung vermitteln und sich ge-
wisse Qualitätsmaßstäbe für die Beurteilung 
schriftlicher oder mündlicher politikwissen-
schaftlicher Präsentationen aneignen kann.

Die Lehrkräfte in der politischen Erwachse-
nenbildung können heute nicht mehr umhin, 
sich mit den wichtigsten Fragestellungen und 
Diskussionen der politischen Pädagogik, der 
Didaktik und der Methodik vertraut zu ma-
chen. Es kann dahingestellt bleiben, ob dies 
vor allem in akademischen Ausbildungsgän-
gen zu geschehen hat. Vordringlicher dürfte 
die Forderung nach der Möglichkeit einer 
nicht zu kurzen Einarbeitungszeit in der Pra-
xis, in der diese durch eigenes Studium und 
in gemeinsamem Lernen mit anderen reflek-
tiert werden kann, sein. Ebenso wichtig sind 
die Möglichkeiten, im Verlaufe der Tätigkeit 
die Praxis immer wieder für konzentrierte ei-
gene Weiterbildung unterbrechen zu können.

Beide Forderungen haben personelle Struktu-
ren zur Voraussetzung, da ihre Verwirkli-
chung nicht auf Kosten der Arbeit der Ein-
richtungen oder der jeweiligen Kollegen ge-
hen darf. Im übrigen gehören zur pädagogi-
schen Kompetenz auch Züge eines Persönlich-
keitsbildes, die für den offenen, dialogfähigen 
und souveränen Umgang mit Menschen un-
abdingbar sind.
Zur politischen Kompetenz im weitesten Sin-
ne gehört zumindest die Fähigkeit, konkrete 
politische Situationen, Strukturen und Prozes-
se verstehen und nachvollziehen zu können. 
Neben der Nähe zur Wissenschaft ist also 
auch eine zumindest mentale Nähe zur prakti-
schen Politik zu fordern. Wiederum kann of-
fen bleiben, auf welche Weise diese erworben 
sind. Sie kann aus vorausgegangener oder be-
gleitender eigener politischer Aktivität er-
wachsen. Wichtiger für die politische Er-
wachsenenbildung dürfte es sein, daß die in 
ihr wirkenden Lehrkräfte nicht nur zum Dia-
log mit Wissenschaftlern, sondern auch mit 
den praktischen Politikern fähig sind. Man 
könnte die drei Kompetenzen auch als dialo-
gische Kompetenzen formulieren. Der Lehrer 
in der Erwachsenenbildung muß dialogfähig 
sein gegenüber der Wissenschaft, gegenüber 
der Politik und zugleich gegenüber einer 
in der Regel hoch differenzierten Teilnehmer-
schaft. Solche Dialogfähigkeit wird nicht in 
erster Linie in Studiengängen, sondern vor al-
lem in einem die Praxis ständig begleitenden 
Austausch mit den genannten Gruppen und 
mit den Kollegen erworben. Die notwendige 
Vermehrung solcher Gesprächsgelegenheiten 
kann schon deshalb nicht den einzelnen Lehr-
kräften überlassen bleiben, weil dahingehen-
de Initiativen erfahrungsgemäß vom Alltags-
betrieb zu häufig blockiert werden. Das Sy-
stem der Erwachsenenbildung muß hierfür in-
stitutionelle Vorkehrungen auch in dem Sin-
ne aufweisen, daß die Wahrnehmung dieses 
ständigen Dialogs zur beruflichen Tätigkeit 
gehört und nicht nur als zusätzliche Liebha-
berei oder Anstrengung gewertet wird.

VIII. Öffentliche Hand und freie Trägerschaft
— Bedingungen und Grenzen des Subsidiaritätsprinzips

Es besteht heute weitgehend Übereinstim-
mung darüber, daß dem Staat auch für die Er-
wachsenenbildung Verantwortungen und Ver-
pflichtungen zukommen. Staat und Kommu-
nen als öffentliche Träger politischer Erwach-
senenbildung haben ein ausreichendes, plura-
les Gesamtangebot zu gewährleisten. Da hat 
primär durch Anregung und Förderung von 
Einrichtungen und Veranstaltungen freier 

Träger zu erfolgen. Erst wenn freie Träger 
trotz Bereitstellung der erforderlichen Mittel 
nicht bereit oder in der Lage sind, ein ausrei-
chendes, plurales Angebot zu erbringen, sol-
len öffentliche Träger eigene Einrichtungen 
schaffen und Veranstaltungen durchführen.
Bei der Förderung von Einrichtungen und 
Veranstaltungen öffentlicher und freier Trä-
ger sowie freier Träger untereinander sind 



gleiche Grundsätze und Maßstäbe anzuwen-
den. Für die politische Bildung gilt dies erst 
recht, wenn man ihre Doppelfunktion als Hil-
fe für den je einzelnen und als Faktor für die 
Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems aner-
kennt. Umgekehrt verlangen die plurale 
Gruppenstruktur und die Bedeutung der grup-
penspezifischen politischen Bildung die freie 
Trägerschaft.

Die staatlichen Aktivitäten konzentrieren sich 
vor allem auf die Förderung und Subventio-
nierung nichtstaatlicher Organisationen und 
Einrichtungen, die ausschließlich oder teil-
weise in der politischen Bildungsarbeit tätig 
sind. Daneben nimmt der Staat aber auch 
Aufgaben der politischen Bildung unmittelbar 
wahr, etwa durch die Bundeszentrale oder die 
Landeszentralen für politische Bildung, durch 
eigene Akademien oder im Rahmen der Fort-
bildung von Angehörigen des Öffentlichen 
Dienstes.

Die Beantwortung der Frage, inwieweit dem 
Staat inhaltliche und strukturelle Gestal-
tungskompetenzen zustehen, hängt im wesent-
lichen von ordnungspolitischen Grundent-
scheidungen ab, die sich auf die allgemeine 
Frage zuspitzen, ob man mehr oder weniger 
Staat, mehr oder weniger staatliche Planung, 
mehr oder weniger Entfaltungs- und Gestal-
tungsmöglichkeiten der einzelnen und der ge-
sellschaftlichen Gruppe will. In diesem Punk-
te sind in der Gegenwart unterschiedliche, 
mitunter gegenläufige Tendenzen anzutref-
fen. Auf der einen Seite gibt es unbeschadet 
noch teilweise unzureichender Förderung das 
Bestreben des Staates und der Kommunen, 
immer mehr Kompetenzen an sich zu ziehen. 
Auf der anderen Seite sind aber gerade auch 
im Bereich der politischen Erwachsenenbil-
dung Nachlässigkeiten in der Frage zu beob-
achten, ob die geförderten Bildungsmaßnahmen 
sich noch im Rahmen der Pflege eines ord-
nungspolitischen verfassungsmäßigen Grund-
konsenses bewegen.

Auf der Basis der Bejahung einer freiheitlich- 
pluralen Demokratie und des Subsidiaritäts-
prinzips ergibt sich, daß die öffentliche Ver-
antwortung des Staates und der Kommunen 
für die politische Erwachsenenbildung zu-
nächst und vorrangig durch die Sicherung der 
Pluralität in inhaltlicher und organisatorisch-
struktureller Hinsicht wahrgenommen wird. 
Dies gilt für die Erwachsenenbildung im 
allgemeinen, ist aber für die politische Er-
wachsenenbildung schlechthin unverzichtbar. 
Nur so können Alternativen, konkurrierende 
Angebote, Meinungen und Wertungen unver-
kürzt in die Diskussion eingebracht werden. 

Der Staat muß die Autonomie der freien Trä-
ger, allerdings stets unter Beachtung ihrer 
Verfassungskonformität, gewährleisten und 
ihre Arbeitsmöglichkeiten durch staatliche 
Förderung sichern. Als Förderungskriterien 
kommen dabei in erster Linie die personelle, 
pädagogische und sachliche Leistungsfähigkeit 
der Einrichtungen in Betracht.
Gegen diese Grundsätze wird verstoßen, wenn 
der Staat oder Kommunen inhaltliche Vorga-
ben machen oder die Förderung als Hebel zur 
Durchsetzung bestimmter, partieller politischer 
Ziele benutzen. Das gilt auch für kontroverse 
politische Konzepte. Einerseits darf politische 
Bildung nicht als isolierter Bildungsauftrag ge-
sehen werden, andererseits muß eine Politi-
sierung der vielfältigen Bildungsbereiche unter 
dem Vorwand einer Integration mit der poli-
tischen Bildung unterbleiben.

Eine unabdingbare Forderung für die Subven-
tionierung politischer Erwachsenenbildung 
durch die öffentliche Hand muß allerdings de-
ren Verfassungskonformität sein. Dabei muß 
die Kompetenz der Auslegung solcher Verfas-
sungskonformität bei den fördernden staatli-
chen oder kommunalen Stellen liegen, die 
sich an den Verfassungsinterpretationen des 
Bundesverfassungsgerichts zu orientieren ha-
ben. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
daß die Betonung dieser Kompetenz im Ein-
zelfall zu Problemen oder Ungerechtigkeiten 
führen kann.
Aber das Gegenmodell, demzufolge jede 
Gruppe, jeder Träger oder jede Einrichtung 
sich auf je eigene Verfassungsinterpretationen 
berufen kann, ist problematischer und nicht 
praktikabel.
Verfassungskonformität bezieht sich auf die 
unveränderbaren Inhalte der Verfassung. Sie 
bedeutet aber auch hier nicht, daß Verfas-
sungsbestimmungen nicht diskutiert und pro-
blematisiert werden dürften. Es geht darum, 
daß öffentlich geförderte Veranstaltungen der 
politischen Bildung nicht dazu benützt wer-
den dürfen, die Teilnehmer auf eine Verände-
rung der nicht veränderbaren Teile der Ver-
fassung hin zu motivieren. Die Notwendigkeit 
der "Überprüfung der Verfassungskonformität 
wird allerdings immer Probleme aufwerfen, 
die nicht zur vollen Zufriedenheit aller Betei-
ligten gelöst werden können. Besser wäre es 
für die politische Erwachsenenbildung, wenn 
die fördernden staatlichen Instanzen sich auf 
den Verfassungskonsens aller Träger und Ein-
richtungen in diesem Bereich verlassen könn-
ten. Wenn heute mehr als früher staatliche 
Maßnahmen in dieser Richtung gefordert wer-
den, dann ist dies nur eine Antwort auf die 



Tatsache, daß sich extremistische politische 
Positionen da und dort der politischen Bil-
dung bemächtigt haben. Um zu verhindern, 
daß die Subventionsentscheidungen in rein 
formalistisch-administrativen Dimensionen 
verbleiben, kann der Staat sich politisch plu-
ralistisch zusammengesetzter, sachkundiger 
Gremien bedienen.
Eine andere Möglichkeit ist die der systema-
tischen Überwachung der einzelnen Bildungs-
veranstaltungen. Sie ist schon deshalb abzu-
lehnen, weil tatsächliche oder auch nur ver-
mutete Überwachung jede Art von Erwach-
senenbildung hinsichtlich der Tagungspsy-
chologie und damit der Lernvoraussetzung 
stört.
Auch personalpolitische Maßnahmen sind nur 
begrenzt und in extremen Fällen, in denen die 
Verfassungsfeindlichkeit leicht identifizierbar 
ist, anwendbar, wenn sie nicht zu einer Atmo-
sphäre des Mißtrauens, des Opportunismus 
oder der ständigen Konflikte in der politi-
schen Bildung führen sollen. Gerade in der 
politischen Bildung ist zu bedenken, daß re-
striktive Maßnahmen zum Zwecke der Erhal-
tung der freiheitlichen Grundordnung sehr 
leicht eine Atmosphäre schaffen können, in 
der die Motivation zum Engagement für diese 
Ordnung nicht gestärkt, sondern geschwächt 
wird.
Die Kriterien für die Förderung politischer 
Erwachsenenbildung sollen in erster Linie 
Qualitätskriterien sein. Sie setzen sich in ei-
nem solchen Bereich am wenigsten auf dem 
Wege administrativer Verordnung und Kon-
trolle durch. Längerfristig sind bessere Wir-
kungen zu erwarten von einem verstärkten, 
kontinuierlichen, offenen Dialog zwischen al-
len mit politischer Erwachsenenbildung Be-
faßten, von mehr Transparenz durch öffentli-
che Diskussion und von einer qualitativ hoch-
stehenden Aus- und Fortbildung aller in der 
Erwachsenenbildung Tätigen.
Auch da, wo der Staat selbst unmittelbar 
Maßnahmen zur politischen Bildung ergreift, 
wie etwa in der Bundeszentrale, in den Lan-
deszentralen, in staatlichen Akademien oder 
in Einrichtungen, die der Fortbildung von An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes dienen, 
hat die Sicherung pluraler Angebotsstruktu-
ren Vorrang. Eigene staatliche Maßnahmen 
sollen neben das Angebot nichtstaatlicher 
Träger treten; sie dürfen dieses weder erset-
zen noch die freien Träger auf eine bloße Er-

gänzungsfunktion abdrängen. Staatliche An-
gebote in politischer Bildung müssen in sich 
ausgewogen und plural sein. Sie müssen auf 
der Basis des verfassungsmäßigen Grundkon-
senses Meinungsvielfalt widerspiegeln und 
dürfen nicht einseitiger regierungskonformer 
Propaganda dienen.

Die staatlichen Dienstleistungen im Bereich 
der politischen Erwachsenenbildung sollen 
vor allem Ergänzungsfunktionen haben:
1. Es gibt immer wieder Bevölkerungsgrup-
pen, die von den vorhandenen Einrichtungen 
der freien Träger nicht erreicht werden. Für 
diese sollte der Staat entsprechende Angebo-
te gewährleisten. Er soll auch kleinere gesell-
schaftliche Gruppen, die den formalen Anfor-
derungen der Förderungskriterien zunächst 
nicht genügen können, stützen und fördern, 
indem er Initiativen und Engagements solcher 
Gruppen anregt.
2. Politische Erwachsenenbildung kann auf ei-
nen Grundbestand an Daten, an Arbeitsmate-
rialien und an technologischen Voraussetzun-
gen nicht verzichten. Staatliche Einrichtungen 
können im Bedarfsfälle bei der Beratung von 
Trägern politischer Erwachsenenbildung so-
wie durch die Erarbeitung und Bereitstellung 
von Publikationen, von Informations- und 
Lehrmaterial wichtige Aufgaben übernehmen. 
Der Staat kann hier Dienstleistungen anbieten, 
die von anderer Seite nicht oder nicht in aus-
reichendem Maße erbracht werden können.
3. Auch politische Erwachsenenbildung ist 
auf Innovationen, z. B. bei der Erschließung 
neuer (bildungsferner und lernungewohnter) 
Zielgruppen, angewiesen. Hier können staatli-
che Einrichtungen anregen und fördern sowie 
durch eigene Maßnahmen, vor allem durch 
die Entwicklung von Modellvorhaben, Pilot-
funktionen übernehmen. Dabei sollte der 
Staat stets mit nichtstaatlichen Einrichtungen 
der politischen Bildung und mit geeigneten 
Fachleuten Zusammenwirken, um Ausgewo-
genheit und Praxisnähe von Anfang an si-
cherzustellen. Damit leistet er zugleich einen 
wichtigen Beitrag zur Kooperation im Bereich 
der politischen Bildung.
4. Der Staat muß politischem Extremismus of-
fensiv entgegentreten. Staatliche Einrichtun-
gen haben deshalb die Aufgabe, die geistig-
politische Auseinandersetzung mit antidemo-
kratischen und verfassungsfeindlichen Bestre-
bungen zu führen und andere Träger dabei zu 
unterstützen.



IX. Kooperationsformen in der politischen Erwachsenenbildung 
— Plurales und subsidiäres Gesellschaftskonzept

In einem pluralen und subsidiär aufgebauten 
System der Erwachsenenbildung hat jede ge-
sellschaftliche Gruppe das Recht, Bildungs-
möglichkeiten anzubieten. Wird ein öffentli-
ches Interesse an einem System der Erwach-
senenbildung, das grundsätzlich jedem Bürger 
Möglichkeiten der Weiterbildung gibt, aner-
kannt, was heute wohl unbestritten ist, dann 
ergibt sich für den Staat bzw. für die öffentli-
chen Hände die Verpflichtung, für ein solches 
System Sorge zu tragen.

Für ein öffentlich garantiertes Erwachsenen-
bildungssystem gibt es zwei prinzipielle Lö-
sungsmöglichkeiten. Der Staat könnte in eige-
ner Regie ein solches System ohne Rücksicht 
auf das, was freie Träger in eigener Entschei-
dung und aus eigener Kraft leisten, aufbauen. 
Die andere Möglichkeit besteht darin, daß die 
freien Träger gemeinsam mit dem Staat die 
Verantwortung für ein solches System über-
nehmen und in ihren jeweiligen Aktivitäten 
vom Staat gefördert werden. Die zweite Lö-
sung entspricht einem pluralen subsidiären 
Gesellschaftskonzept.

In einem von freien Trägern mitverantworte-
ten System der Erwachsenenbildung ergeben 
sich spezifische Koordinierungsprobleme. 
Eine ausschließlich vom Staat übernommene 
Koordinierung würde die Autonomie der frei-
en Träger in Frage stellen. Daraus ergibt sich 
für die Träger die Verpflichtung, gemeinsam 
für die Koordination Sorge zu tragen. Hierfür 
müssen sie entsprechende Kooperationsfor-
men entwickeln.

Die Kooperation hat vor allem das Ziel, den 
Bürgern ein bedarfsgerechtes und somit viel-
fältiges Angebot in zumutbarer Entfernung 
anzubieten und die Effizienz der Bildungsar-
beit zu steigern. Dem dienen vor allem die 
Herausgabe gemeinsamer Weiterbildungsver-
zeichnisse, die Veröffentlichung von Arbeits-
materialien, die Entwicklung von Curricula, 
der Erfahrungsaustausch, die Durchführung 
gemeinsamer Fortbildungsseminare für Mitar-
beiter und die gemeinsame Nutzung von Räu-
men und Geräten.

Die Kooperation in Planung und Durchfüh-
rung dient auch einem möglichst rationellen 
Einsatz der personellen und sachlichen Mittel. 
Sie darf aber gerade auch in der politischen 
Bildung nicht zur Aufhebung der Pluralität 
führen. Die Behandlung kontroverser Themen 
in gemeinsamen Veranstaltungen mehrerer 

Träger ist eine der Möglichkeiten der Darstel-
lung von Pluralität und der Förderung des ra-
tionalen Dialogs zwischen den Gruppen, von 
der mehr als bisher Gebrauch gemacht wer-
den sollte. Daneben muß aber gewährleistet 
bleiben, daß die einzelnen Träger solche The-
men auch im Rahmen ihrer spezifischen 
Wertpositionen behandeln können. Das Recht 
auf Pluralität schränkt das rationelle Prinzip 
der Vermeidung von Mehrfachangeboten glei-
cher Themenbereiche in räumlicher und zeit-
licher Nähe ein.

Die Kooperation macht gemeinsame Gremien 
der an der Erwachsenenbildung beteiligten 
Institutionen auf den verschiedenen Ebenen 
notwendig. Bei der Arbeit dieser Gremien ist 
darauf zu achten, daß sie einerseits nicht zu 
wirkungslosen Ritualen erstarren, anderer-
seits das Personal der Einrichtungen nicht zu 
sehr auf Kosten der eigentlichen Bildungsar-
beit absorbieren, über die Planung und Ab-
stimmung der Bildungsmaßnahmen hinaus 
sollten die Gremien aller Ebenen — beson-
ders auf der kommunalen und regionalen Ebe-
ne — vor allem folgende Aufgaben wahrneh-
men:

— Sie sollten ständig an der Konsensbildung 
über die Absichten und Ziele der politischen 
Bildung arbeiten. Hierzu gehört auch die Be-
schreibung des Dissens, womit die Grenzen 
der Kooperation jeweils abgesteckt und be-
wußt werden.
— Sie sollen an der Weiterentwicklung der 
Methoden und Hilfsmittel für die politische 
Erwachsenenbildung mitwirken.
— Sie sollen vor allem für eine umfassende 
und kontinuierliche gegenseitige Information 
Sorge tragen.
— Sie sollen für ein ausreichendes Angebot 
zur Fortbildung der Mitarbeiter in der politi-
schen Erwachsenenbildung sorgen.
— Nicht zuletzt sollen sie für eine ständige 
Präsentation der politischen Bildung in der 
Öffentlichkeit und für eine zureichende För-
derung Sorge tragen.

Um die Eigenständigkeit und die spezifischen 
Bedürfnisse der politischen Bildungsarbeit er-
folgreich darstellen zu können, empfiehlt es 
sich, im Rahmen der Gremien für die allge-
meine Erwachsenenbildung spezielle Kommis-
sionen oder Arbeitskreise für die politische 
Bildung einzurichten.



X. Einschätzung und Überprüfung politischer Erwachsenenbildung 
— Maßstäbe einer Effizienzkontrolle

Heute wird mit Recht ein methodenbewußtes 
und überprüfbares Vorgehen in der politi-
schen Bildung verlangt. Die mit einer Bil-
dungsveranstaltung verfolgten Absichten 
müssen in Lernzielen formuliert werden kön-
nen. Nun stößt aber vor allem in der politi-
schen Erwachsenenbildung die Überprüfung 
der Erreichung eines gesetzten Lernziels oder 
die Messung des Grades der Annäherung an 
ein solches Ziel aus verschiedensten Gründen 
auf Grenzen.
Einer Überprüfung durch ein allgemein an-
wendbares Instrumentarium steht die von den 
Trägern beanspruchte Lernzielautonomie ent-
gegen. Tatsächlich könnte ein solches Instru-
mentarium den Pluralismus in der politischen 
Erwachsenenbildung einengen. Unbeschadet 
der Tatsache, daß es auch in der politischen 
Erwachsenenbildung Kurse geben kann, die 
zu klar beschriebenen Qualifikationen und 
entsprechenden Zertifikaten führen sollen, 
muß insgesamt ein freies Angebot gewährlei-
stet sein, dem der einzelne auch hinsichtlich 
der Verwertung in individueller Entscheidung 
antworten kann.
Eine Bildungsveranstaltung wird nicht da-
durch zwecklos, daß die Teilnehmer Unter-
schiedliches in ihr lernen. Eine standardisier-
te Überprüfung des angestrebten Erfolgs gerät 
leicht an die Grenzen eines Eingriffs in die 
Persönlichkeitsrechte Erwachsener, die Bil-
dungsangebote wahrnehmen wollen. Es gibt 
Ziele, die sich einer zureichenden Operationa-
lisierung und einer adäquaten empirischen 
Überprüfung entziehen. Sie sind gerade in der 
politischen Erwachsenenbildung wiederum 
besonders häufig, bei der es sich ohnedies zu 
weiten Teilen um Kurzzeitpädagogik handelt. 
Ob z. B. jemand zu einer rationalen Urteilsbil-
dung befähigt worden ist und diese Fähigkeit 
auch anwendet oder ob jemand seine Einstel-
lung geändert hat, zeigt sich in der Regel erst 
später im politischen Gespräch oder bei poli-
tischen Entscheidungen. Solche Veränderun-
gen sind häufig vom einzelnen selbst nicht 
präzise zu erkennen oder gar hinsichtlich ih-
rer Kausalität bestimmbar.

Dessen ungeachtet sollte bei der Durchfüh-
rung von Bildungsveranstaltungen alles getan 
werden, damit sie einen planvollen Ablauf 
und klare Zielsetzungen erkennen lassen. Bei 
aller notwendigen Differenzierung sollen die 
Ziele soweit wie möglich operationalisiert 
sein. Bis zu gewissen Graden läßt sich der Er-
folg auch während einer Veranstaltung beob-

achten. Schon deshalb ist es notwendig, daß 
auch mehrtägige Veranstaltungen von einem 
pädagogischen Leiter kontinuierlich geleitet 
oder wenigstens begleitet werden. Ziele soll-
ten auch dann so präzise wie möglich be-
schrieben werden, wenn ihre Überprüfung 
nicht möglich oder nicht beabsichtigt ist. Ein-
mal dient dies der Offenlegung der Absichten 
des Veranstalters, worauf die Teilnehmer ei-
nen Anspruch haben. Zum anderen erleich-
tern sie es dem Teilnehmer, den Erfolg der 
Bildungsveranstaltung individuell zu überprü-
fen. Einer standardisierten Lernzielkontrolle 
durch den Veranstalter dürften Hilfen, die 
den Teilnehmern während oder am Ende ei-
ner Veranstaltung für eine individuelle und 
eventuell differenzierte Erfolgskontrolle gege-
ben werden, vorzuziehen sein. Sie unterstüt-
zen die Rationalität des Bildungsprozesses, 
ohne die Freiheit des Teilnehmers anzuta-
sten.
Ein zusätzlicher Bedarf nach Erfolgskontrol-
len ergibt sich aus der Notwendigkeit von 
Förderungskriterien. Hier sind noch keine be-
friedigenden Lösungen gefunden worden. Die 
Zahl der Teilnehmertage oder Teilnehmerstun-
den als Förderkriterien für Träger und Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung sagt über 
pädagogische Wirkungen nichts aus. Es han-
delt sich hier um eine quantifizierte Leistungs-
bilanz der Veranstalter, die eher dazu ver-
führt, Subventionsstrategien über pädagogi-
sche Erwägungen zu stellen.

Auf der anderen Seite müssen der Förderung 
objektivierbare Kriterien zugrunde liegen. 
Eine kontinuierliche und präzise Qualitäts-
kontrolle im Hinblick auf Planung, Durchfüh-
rung, Zielsetzungen und Methoden der Veran-
staltungen würde, vom Verwaltungsaufwand 
einmal abgesehen, die Autonomie der Träger 
essentiell antasten. Man wird in Zusammenar-
beit von öffentlicher Hand und Trägern politi-
scher Erwachsenenbildung zu einer Kombina-
tion von Kriterien kommen müssen, wobei die 
Kontrollelemente, die in der Kooperation der 
Träger und Einrichtungen sowie in ihrem rela-
tiven Offentlichkeitscharakter liegen, mit in 
Rechnung zu stellen sind. Generell müssen 
aber gerade für die politische Erwachsenen-
bildung bei aller Notwendigkeit, ihre Effizienz 
zu verbessern und die Relation zwischen den 
eingesetzten Mitteln und dem Erfolg möglichst 
günstig zu gestalten, Freiräume bleiben, in 
denen ein von Erfolgsdruck freier Diskurs 
möglich ist.



Karl Dietrich Bracher: Ende des bürgerlichen Zeitalters? Betrachtungen zur anti-
bürgerlichen Welle der Zwischenkriegszeit

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/78’, S. 3—14

Das Schlagwort vom Ende des bürgerlichen Zeitalters und die Abwertung des Bürger-
begriffs beherrschen schon seit der Jahrhundertwende die historisch-politische Ausein-
andersetzung. Besonders in der Zwischenkriegszeit nach 1918 und um 1933, erneut dann 
nach 1945 und seit den sechziger Jahren treten die antibürgerlichen Wellen als wesent-
liche Vehikel der radikalen Ideologien von links wie von rechts hervor. Der internatio-
nal-revolutionäre Marxismus der Kommunisten wie der national-revolutionäre Autorita-
rismus der Faschisten und Nationalsozialisten begründeten die antidemokratische und 
antikapitalistische Stoßrichtung mit antibürgerlichen Prophezeiungen; sie bilden den 
Kern jener totalitären Versuchung und Verführung, die seit den zwanziger Jahren ge-
gen den liberalen Rechtsstaat vordringt.
Diesen Tendenzen steht eine Beharrungs- und Erneuerungskraft des Bürgerlichen gegen-
über, die über die links- und rechtsdiktatorischen Umwälzungen hinweg wirksam bleibt. 
Die Renaissance des Bürgerbegriffs und die Anziehungskraft bürgerlicher Lebens- und 
Wirtschaftsformen widerlegen die Verfallsprognosen der historisch-soziologischen Kritik: 
Während sich die sozialen Bedingungen und Erscheinungsformen wandeln, bleibt der 
politische Bürgerbegriff konstitutiv für eine freiheitlich-demokratische Staatsgesellschaft 
und eine nicht-totalitäre politische Kultur. Als Epochenbegriff angefochten und ver-
gänglich, wirkt das Bürgerliche durch seine Verallgemeinerung fort, ist die Tendenz 
zur Verbürgerlichung ein Kennzeichen selbst jener Bewegungen und Regime, die den 
Kampf gegen bürgerliche Rechts- und Wertvorstellungen auf ihre Fahnen geschrieben 
haben. Die Rückforderung der Menschen- und Bürgerrechte erweist sich als wirkungs-
vollste Anfechtung der modernen, sonst fast unumstößlich werdenden Diktaturen.

Politische Erwachsenenbildung — Ein Positionspapier von H. Bolewski, B. Ge-
bauer, M. Hättich, A. Martin, H. Matthäus, H. Oberreuter, H. Palm, H.-U. Reh, 
H. Scheffler, W. Scherer, R. Sussmann

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/78 S. 15—31

Die Arbeitsgruppe Politische Bildung/Weiterbildung hat sich 1974 im Rahmen der Aka-
demiearbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung konstituiert. Ihr gehören an: Praktiker der 
politischen Erwachsenenbildung, Wissenschaftler, Vertreter von Verbänden und Politiker. 
Sie sieht ihre zentrale Aufgabe in der Unterstützung der politischen Bildungsarbeit vor-
rangig in den freiheitlich-sozial orientierten Bildungsstätten und konzentrierte sich bisher 
in ihrer Arbeit auf die Schwerpunkte: Zielvorstellungen der politischen Bildung, Reali-
sierbarkeit von Bildungsurlaub, Erarbeitung von Grundsätzen einer praxisorientierten 
Ausbildung von Erwachsenenbildnern und Mitwirkung an einem politischen Konzept zur 
Weiterbildung. Seit 1977 arbeitet sie an einem Positionspapier zur politischen Erwach-
senenbildung, das Grundlagen und Zielprojektionen aufzeigt und zu den zentralen Pro-
blemen politischer Bildungsarbeit in der Bundesrepublik Deutschland Stellung nimmt.
Keines unserer parlamentarischen, demokratischen westeuropäischen Nachbarländer kennt 
eine so umfangreiche politische Erwachsenenbildungsarbeit wie die Bundesrepublik Deutsch-
land, und in keinem dieser Länder wird politische Erwachsenenbildung in privater und 
öffentlicher Trägerschaft so intensiv öffentlich gefördert. Gerade weil dies so ist, wird 
im Zusammenhang mit krisenhaften politischen Situationen und deren Folgen politische 
Bildungsarbeit immer wieder problematisiert, werden ihre vermeintlichen und realen Er-
gebnisse auch öffentlich kritisiert. Politische Bildung ist nicht problembeladener und kri-
senhafter als das politische und soziale Leben der Gesellschaft, in der sie sich vollzieht. 
Sie nimmt allerdings teil an krisenhaften Entwicklungen und kann sowohl bremsende wie 
verstärkende Wirkung haben. Weil dies so ist, hat sich die zunehmende politische 
Polarisierung und politische Konfrontation der politischen Kräfte in Staat und Gesellschaft 
der Bundesrepublik Deutschland auch auf die Theorie und Praxis der politischen Bildung 
ausgewirkt.
Die Verständigung und Konsensbildung hinsichtlich der Ziele, zentralen Aufgaben und 
Inhalte, der Methoden und der gesetzlichen Rahmenbedingungen ist nicht nur schwie-
riger geworden, sondern bedarf neuer Impulse. Das Positionspapier zur politischen 
Erwachsenenbildung ist der Versuch eines Beitrags zur neuen Konsensbildung über die 
und in der politischen Erwachsenenbildung in der Bundesrepublik Deutschland.
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